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Öffentliche Bekanntmachung eines Bescheides  

 
Gegen Daniel Kleinschmidt, zuletzt wohnhaft in 48268 Greven, Wentruper Mark 22 b, ist ein Bescheid des 
Bürgermeisters der Stadt Greven vom 21.06.2021 (Az.: 5120-759867/12NT) ergangen.  
 
Der Bescheid kann von der Empfangsberechtigten in der Stadtverwaltung, Rathausstraße 21, Zimmer B223     
während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt werden.  
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntmachung dieser 
Benachrichtigung im Amtsblatt der Stadt Greven zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit der Bekannt-
machung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind.  
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen.  
 
 
 
 
Greven, 24.06.2021           Stadt Greven 
                                                                                             Der Bürgermeister 
                                                                                              
 
                                                                                              gez. 
                                                                                              Dietrich Aden 
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Öffentliche Bekanntmachung eines Bescheides  

 
Gegen Herrn Dustin Ricketts, zuletzt wohnhaft in 48268 Greven, Wentruper Mark 18a, ist ein Bescheid des 
Bürgermeisters der Stadt Greven vom 11.06.2021 (Az.: 5120-1329613) ergangen.  
 
Der Bescheid kann von dem Empfangsberechtigten in der Stadtverwaltung, Rathausstraße 21, Zimmer 
B222 während der allgemeinen Dienststunden eingesehen bzw. abgeholt werden.  
 
Der Bescheid wird gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW durch öffentliche Bekanntmachung dieser 
Benachrichtigung im Amtsblatt der Stadt Greven zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit der Bekannt-
machung im Amtsblatt zwei Wochen vergangen sind.  
 
Mit dem Tag der Zustellung besteht die Möglichkeit, dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen.  
 
 
 
 
Greven, 24.06.2021           Stadt Greven 
                                                                                             Der Bürgermeister 
                                                                                              
 
                                                                                              gez. 
                                                                                              Dietrich Aden 

 
  



 

 

149   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 
zum Bebauungsplan  Nr. 20.4  

„Gewerbegebiet Gutenbergstraße“ 

Zu dem o. a. Bebauungsplan wird die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung durchgeführt. 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist aus dem Übersichtsplan ersichtlich, der zusammen 
mit dieser Bekanntmachung veröffentlicht wird. 

Aufgrund des Beschlusses des Ausschusses für Stadtentwicklung der Stadt Greven vom 
25.03.2021 erfolgt die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Rathaus der 
Stadt Greven, Fachbereich Stadtentwicklung, Rathausstraße 6, 48268 Greven, in der Zeit vom: 

25.06.2021 bis 20.08.2021 einschließlich  

In dieser Zeit wird die Öffentlichkeit während der Dienststunden über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
Entwicklung des Gebietes in Betracht kommen und die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung öffentlich unterrichtet. Hierbei wird der Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung gegeben. 

Der Zugang zum Rathaus ist aufgrund der Coronavirus-Pandemie nur nach vorheriger Terminver-
einbarung möglich. Termine können mit dem Fachdienst Stadtplanung per E-Mail (anregun-
gen@stadt-greven.de) oder telefonisch (02571/920 –599) vereinbart werden. Eine persönliche 
Einsichtnahme wird in jedem Fall ermöglicht.  

Die Unterlagen sind außerdem wie gewohnt unter https://www.o-sp.de/greven/ sowie über 
www.bauleitplanung.nrw.de innerhalb des oben angegebenen Zeitraums einsehbar. 

 

48268 Greven, den 23.06.2021  
 
 
gez.  
Dietrich Aden  
Bürgermeister 
  

https://www.o-sp.de/greven/
http://www.bauleitplanung.nrw.de/
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Satzung der Stadt Greven über die Erhebung von Gebühren für die 

Durchführung von Brandverhütungsschauen und sonstigen brand-

schutztechnischen Leistungen der Feuerwehr Greven 

(Gebührensatzung „Vorbeugender Brandschutz“) 

 

Der Rat der Stadt Greven hat aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666); zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 25.06.2015 (GV. NRW S. 496) und der §§ 25, 26, 27 und 52 Abs. 
5 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 
17.12.2015 (GV. NRW S. 886) in seiner Sitzung am 22.06.2021 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 Aufgaben der Feuerwehr 

Die Feuerwehr der Stadt Greven nimmt die Aufgaben des vorbeugenden Brandschutzes nach dem 
BHKG NRW wahr. 

 

§ 2 Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 
a) zur Durchführung der Brandverhütungsschauen einschließlich deren Vor- und Nachberei-
tung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die Brandverhütungsschau zuständige 
Dienststelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde beteiligt ist und dabei zugleich eine 
Brandverhütungsschau vornimmt. Der Zweck der Brandverhütungsschau ergibt sich aus § 26 
BHKG. Die Fristen der Brandverhütungsschau werden auf Basis des § 26 Abs. 1 BHKG, in Ab-
wägung des Risikos eines Objektes bzw. einer Objektart, durch die Feuerwehr Greven nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. Als anerkannte Regel wird hierzu die Objekt- und Fris-
tenliste des „Lenkungsausschusses Vorbeugender Brandschutz“ des Verbandes der Feuerweh-
ren in NRW und der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren herangezogen, 
 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen, 
 
c) im Bereich des vorbeugenden Brandschutzes außerhalb des Baugenehmigungs-verfahrens, 
die mündlich oder schriftlich beantragt wurden und mit der Ausfertigung einer gutachterli-
chen Stellungnahme, eines Brandschutzgutachtens, eines Brandschutzkonzeptes oder eines 
Ortstermins in einem Zusammenhang stehen, 
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d) für die von der Brandschutzdienststelle abzugebenden Stellungnahmen an staatlich aner-
kannte Sachverständige gemäß Sachverständigen-Verordnung NRW in Verbindung mit der 
Tarifstelle Pkt. 7.5 des Gebührentarifs der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung, jeweils 
in der zurzeit geltenden Fassung, 
 
e) für Schulungen im Bereich der Brandschutzerziehung,  -aufklärung und 
-unterweisung. 
 
f) zur Erst- und Wiederholungsinbetriebnahme einer Brandmeldeanlage 
 
g) zur jährlichen Prüfung (Revision) der Feuerwehrschlüsseldepots und dessen Inhalt 
 
h) für die Abnahme von Löschwasserentnahmestellen 
 
i) für die Abnahme und Druckfreigabe von Feuerwehrplänen 

 
j) für die Abnahme von Feuerwehrzufahrten und Anleiterproben zur Sicherstellung     
   des zweiten Rettungsweges  
 
k) für einen Einzeltermin aus besonderem Anlass 
 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbesondere der Bauaufsichtsbehörde, zur 
Erhebung von Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener Zuständigkeit 
an der Durchführung der Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder nach Durchfüh-
rung der Brandverhütungsschau tätig geworden sind. 

 
 

§ 3 Gebührenmaßstab 

(1) Die Gebührensätze werden nach der Dauer der Amtshandlung und nach der Zahl der notwen-
digen, eingesetzten Kräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Kosten für in Anspruch 
genommene Fremdleistungen. 
 

(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt nach dem in der Anlage A aufgeführten Gebührentarif. 
Die Anlagen (A und B) sind Bestandteil dieser Satzung. 
 

(3) Die Gebühr entsteht mit der Inanspruchnahme. Als gebührenpflichtige Zeit gilt die volle Zeit 
der Inanspruchnahme des Personals, der Fahrzeuge und Geräte der Feuerwehr, also die Zeit 
vom Ausrücken aus der Feuerwache bis zum Einrücken, sowie die Kosten für in Anspruch 
genommene Fremdleistungen als auch bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der Amts-
handlung entstehen. 

 

(4) Die Einsätze werden minutengenau in Zeiteinheiten von je einer Minute abgerechnet. 
 

(5) Die Höhe des Kostenersatzes wird in einem Gebührenbescheid festgesetzt und dem Zahlungs-
pflichtigen bekannt gegeben.  
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§ 4 Gebührenschuldner / Gebührenbefreiung 

(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte des der 
Brandverhütungsschau unterworfenen Objektes sowie derjenige, der eine Leistung der Brand-
schutzdienststelle gemäß § 2 beantragt. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften als Ge-
samtschuldner. 
 
(2) Von der Entrichtung der Gebühren sind befreit 
 
a) Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, sofern die Leistung nicht 
ihre wirtschaftlichen Unternehmen betrifft oder nicht ein Dritter die Leistung unmittelbar veran-
lasst hat, 
 
b) Einrichtungen, die ausschließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken im Sinne des Steu-
errechts dienen, 
 
c) Kirchen und öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften, wenn die Leistung für Objekte er-
bracht wurde, die unmittelbar der Durchführung ihrer kirchlichen oder religiösen Aufgaben die-
nen. 
 
 

§ 5 Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Erlass der Gebühr 

 
(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. Die Gebühr wird durch Bescheid fest-
gesetzt. Sie wird dreißig Tage nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 
(2) Von der Erhebung der Gebühr kann ganz oder teilweise abgesehen werden, soweit dies nach 
Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder auf Grund gemeindlichen Interesses gerecht-
fertigt ist. 

 
 

§ 6 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Liste mit den brandschau-
pflichtigen Objekten ist als Anlage hinterlegt (Anlage B). Gleichzeitig tritt die bisherige „Gebüh-
rensatzung vorbeugender Brandschutz“ vom 18.12.2019 außer Kraft. 
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Anlage A        

Gebührentarif Vorbeugender Brandschutz 

 

1. Personaleinsatz 
Die nachstehend bezeichneten Tarifsätze für den Personaleinsatz ergeben sich aus dem Runderlass 
des Ministeriums für Inneres und Kommunales über die Richtwerte für die Berücksichtigung des 
Verwaltungsaufwandes bei der Festlegung der nach dem Gebührengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen zu erhebenden Verwaltungsgebühren.  
Zurzeit sind folgende Sätze, basierend auf dem aktuellen Erlass vom 17.04.2018, festgelegt: 

 Personalkosten - Minutensatz Euro 

1.1 Beamter Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt 1,40 
1.2 Beamter Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt 1,17 
1.3 Beamter Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt 1,02 

 
 

2. Fahrzeugeinsatz 
Für den Fahrzeugeinsatz werden die Kostentarife gemäß der aktuell gültigen Satzung über die 
Erhebung von Kostenersatz und Entgelten in der Stadt Greven bei Einsätzen der Feuerwehr ange-
setzt. 

 

3. Feuerwehrtechnische Inbetriebnahme von Brandmeldeanlagen  

oder von Feuerwehrschlüsseldepots bzw. Feuerwehr-schlüsselkästen 

 
 Leistungspauschale Euro 

3.1 Erstmalige Inbetriebnahme 240,00 
3.2 Wiederholte Inbetriebnahme 140,00 
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Anlage B 

Liste für brandverhütungsschaupflichtige Objekte 

 

 
Ziffer Objektart Fristen nach Ge-

fährdungsgrad ge-

mäß AGBF Bund / 

BHKG NRW (in Jah-

ren) 

1 Pflege- und Betreuungsobjekte  

1.1 Krankenhäuser  3 

1.2 Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen 3 

1.2.1 Altenwohnheime und Einrichtungen mit Pflege- und Betreuungs-

leistungen, nach RL über deren bauaufsichtliche Anforderungen 

an den Bau und Betrieb 

3 

1.2.2 Einrichtungen für hilfsbedürftige minderjährige Personen (ab 9 

Personen) 
3 

1.2.3 Einrichtungen für körperlich oder geistig behinderte Personen (ab 

9 Personen) 
3 

1.2.4 Tageseinrichtungen für hilfsbedürftige minderjährige oder behin-

derte Personen (ab 20 Personen) 
3 

1.3 Kindergärten, -tagesstätten, -horte 3 

1.4 Kindertagespflegeverbünde mit mehr als 9 Kindern 3 

2 Übernachtungsbetriebe  

2.1 Beherbergungsstätten mit mehr als 12 Gastbetten nach SBauVO 3 

2.2 Obdachlosenunterkünfte 3 

2.3 Notunterkünfte (für Asylbewerber u.a.) 3 

2.3 Campingplätze nach CWVO 6 

2.3 Wohnheime mit mehr als 12 Betten außerhalb der SBauVO 3 

3 Versammlungsobjekte - Versammlungsstätten nach SBauVO  

3.1.1 unbesetzt  

3.1.2 unbesetzt  

3.1.3 Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, die einzeln mehr 

als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, sowie Versamm-

lungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die insgesamt 

mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, wenn diese ge-

meinsame Rettungswege haben. 

3 

3.1.4 Sportstadien, die mehr als 5.000 Besucher fassen 3 

3.1.5 Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflächen, deren Besu-

cherbereich mehr als 1.000 Besucherinnen und Besucher fasst. 
3 

3.2 unbesetzt  

3.3 Gasträume und Räume mit Bühnen / Szenenflächen / Filmvor-

führungen, nicht ebenerdig, ab 50 Besucherinnen und Besucher 
3 

4 Unterrichtsobjekte  

4.1 Schulen nach SchulBauRL 3 
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4.2 Ausbildungsstätten mit Unterrichtstrakten oder Unterrichtsräu-

men ab 100 Personen (nicht ebenerdig: ab 50 Personen) 
3 

5 Hochhausobjekte  

5.1 Hochhäuser nach SBauVO 6 

6 Verkaufsobjekte  

6.1 Verkaufsstätten nach SBauVO 3 

6.2 unbesetzt  

6.3 Verkaufsstätten > 700 qm Verkaufsfläche 3 

7 Verwaltungsobjekte  

7.1 Büro- und Verwaltungsgebäude mittlerer Höhe > 3000 qm Ge-

schossfläche 
6 

8 Ausstellungsobjekte  

8.1 Museen 6 

8.2 Messe- und Ausstellungsbauten 6 

9 Garagen  

9.1 Großgaragen nach SBauVO 6 

9.2 Unterirdische geschlossene Mittelgaragen > 500 qm in Verbin-

dung zu anders genutzten Gebäuden 
6 

10 Gewerbeobjekte  

10.1 Gewerbeobjekte zur Herstellung und Produktion 6 

10.1.1 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und zum Umgang von/mit 

überwiegend brennbaren Stoffen mit einer Brandabschnittsgröße 

> 800 qm 

6 

10.1.2 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und zum Umgang von/mit 

überwiegend brennbaren Stoffen, in Verbindung zu Wohngebäu-

den oder nicht ebenerdig, mit einer Brandabschnittsgröße > 400 

qm 

6 

10.1.3 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und zum Umgang von/mit 

überwiegend nichtbrennbaren Stoffen mit einer Brandabschnitts-

größe > 1.600 qm 

6 

10.1.4 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und zum Umgang von/mit 

überwiegend nichtbrennbaren Stoffen, in Verbindung zu Wohnge-

bäuden oder nicht ebenerdig, mit einer Brandabschnittsgröße > 

800 qm 

6 

10.1.5 unbesetzt  

10.1.6 unbesetzt  

10.2 Gewerbeobjekte zur Lagerung 6 

10.2.1 unbesetzt  

10.2.2 Gebäude zur Lagerung überwiegend nichtbrennbarer Stoffe > 

3.200 qm Lagerfläche 
6 

10.2.3 Gebäude zur Lagerung überwiegend nichtbrennbarer Stoffe, nicht 

ebenerdig, > 1.600 qm Lagerfläche 
6 

10.2.4 Gebäude zur Lagerung überwiegend brennbarer Stoffe > 1.600 

qm Lagerfläche 
6 

10.2.5 Gebäude zur Lagerung überwiegend brennbarer Stoffe, nicht 

ebenerdig, > 800 qm Lagerfläche 
6 
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10.2.6 Freilager für überwiegend brennbare Stoffe > 5.000 qm Lagerflä-

che 
6 

10.2.7 Hochregallager 6 

10.3 Gebäude und Anlagen der Gefahrengruppen nach FwDV 500 6 

10.3.1 Gebäude und Anlagen der Gefahrengruppe II A und III A nach 

FwDV 500 
6 

10.3.2 Gebäude und Anlagen der Gefahrengruppe II B * und III B nach 

FwDV 500 
6 

10.3.3 Gebäude und Anlagen der Gefahrengruppe II C * und III C nach 

FwDV 500 
6 

10.4 Kraftwerke und Umspannwerke 6 

11 Sonderobjekte  

11.1 Besonders brandgefährdete Baudenkmäler 6 

11.2 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude > 2000 cbm in Verbindung 

zu Wohngebäuden 
6 

11.3 Kirchen und Gebetsstätten 6 

11.4 Unterirdische Verkehrsanlagen 6 

11.5 unbesetzt  

11.6 Hotel- und Gaststättenschiffe 6 

11.7 Bahnhöfe mit hohen Personenströmen * 6 

11.8 unbesetzt  

11.9 Flächen für die Feuerwehr außerhalb der klassifizierten Objekte * 6 

11.10 Justizvollzugsanstalten und Gebäude des Maßregelvollzugs 3 

11.11 Flughäfen 3 

11.12 Sonstige Kritische Infrastrukturen *  

11.13 Sonstige Objekte nach Gefährdungsanalyse *  

 
* Einstufung der Brandschaupflicht durch die örtlich zuständige Brandschutzdienststelle 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO wird hingewiesen. 

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW lautet wie folgt: 

"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 

sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 

ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt." 

 

48268 Greven, 24.06.2021 

 
 
gez. 
Dietrich Aden 
Bürgermeister 
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Satzung 

über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

in der Stadt Greven bei Einsätzen der Feuerwehr 

 
Der Rat der Stadt Greven hat aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, § 52 Abs. 2, 3, 4, 5 Satz 2 und 6 des Gesetzes 
über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) und der §§ 1, 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in seiner Sitzung am 
22.06.2021 folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 
Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Die Stadt Greven unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine Feuerwehr nach 
Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG).  
 
(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltungen nach Maßgabe des § 27 BHKG Brand-
sicherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser Verpflichtung nicht genügt oder genügen kann.  
 
(3) Des Weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein 
Rechtsanspruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen besteht nicht. Über die Durchführung 
entscheidet die Leitung der Feuerwehr.  
 

§ 2 
Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

 
(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind unentgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes 
bestimmt ist.  
 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feuerwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten 
verlangt:  
 

1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt hat,  
 
2. von dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs für die bei einem Brand 
aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel,  
 
3. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Abs. 1, 30 Abs. 1 S. 1 
oder 31 BHKG im Rahmen seiner Gefährdungshaftung nach sonstigen Vorschriften,  
 
4. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem Betrieb von Kraft-
, Schienen- Luft oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhängers, der dazu bestimmt ist, von 
einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichti-
gen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaftung,  
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5. von dem Transportunternehmer, dem Eigentümer, dem Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahr-
stoffen oder anderen Stoffen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer 
Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für wich-
tige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen sowie für Tiere und Sachen 
ausgehen können oder Wasser gefährdenden Stoffen entstanden ist,  
 
6. von dem Eigentümer, dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Ge-
fahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder Wasser gefährden-
den Stoffen gemäß Nummer 5 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,  
 
7. von dem Eigentümer, dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten einer Brand-
meldeanlage außer in Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz Folge einer nicht bestim-
mungsgemäßen oder missbräuchlichen Auslösung ist,  
 
8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine für 
den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet hat,  
 
9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der 
Tatsachen die Feuerwehr alarmiert hat.  
 

(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige Hinzu-
ziehung Dritter. Über die Beauftragung entscheidet die Einsatzleitung.  
 
(4) Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und das Erbringen freiwilliger Leistungen, da-
runter fallen u.a. Transporthilfe/Tragehilfe beim Krankentransport, die nicht nach § 52 Abs. 1 
BHKG unentgeltlich sind und nicht unter die Vorschriften des § 52 Abs. 2 BHKG fallen, werden 
nach § 52 Abs. 5 S. 2 BHKG Entgelte erhoben. 
 
(5) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behörde 
oder Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind die Kosten für den 
Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern 
ein Kostenersatz nach Absatz 2 nicht möglich ist.  
 
(6) Die Kostenersatzpflicht tritt auch dann ein, wenn überörtliche Hilfe im Sinne von §39 BHKG 
von einer anderen Feuerwehr im Stadtgebiet von Greven geleistet wird und hierfür ein Anspruch 
auf Kostenersatz besteht. Berechnen hilfeleistende Feuerwehren für den Personal-, Fahrzeug-, 
Geräte- und Sachmitteleinsatz Kosten, die von den Pauschalbeträgen dieser Satzung abweichen, 
so werden die von der hilfeleistenden Feuerwehr geforderten Kosten berechnet. 
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§ 3 
Berechnungsgrundlage 

 
(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, Fahrzeuge und Geräte werden nach betriebs-
wirtschaftlichen Grundsätzen berechnet. Es können Pauschalbeträge festgelegt werden. Zu den 
Kosten gehören auch die anteilige Verzinsung des Anlagenkapitals und die anteiligen Abschrei-
bungen sowie Verwaltungskosten einschließlich anteiliger Gemeinkosten.  
 
(2) Soweit der Kostenersatz bzw. die Entgelte nach Stunden zu berechnen sind, wird der Zeitraum 
von der Alarmierung bis zum Einsatzende in Ansatz gebracht. Maßgeblich ist der Einsatzbericht. 
Für jede angefangene Viertelstunde wird ein Viertel des im Kosten-/ Entgelttarif aufgeführten 
Stundensatzes berechnet. Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Geräte 
erforderlich machen, wird eine Reinigungspauschale geltend gemacht. 
 
(3) Die Höhe des Kostenersatzes und der Entgelte bestimmt sich nach dem Kostentarif, der Be-
standteil dieser Satzung ist.  
 
(4) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Abs. 1 geltend gemacht werden, werden in voller 
Höhe zum jeweiligen Tagespreis berechnet.  
 
(5) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder Hilfsorganisationen wird Kostenersatz 
geltend gemacht. Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes richtet sich nach den tatsäch-
lich angefallenen Kosten.  
 
(6) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Entgelten kann abgesehen werden, soweit 
dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses 
gerechtfertigt ist.  

 
§ 4 

Kosten- und Entgeltschuldner 
 

(1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 Abs. 2 sind die dort Genannten verpflich-
tet. Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 2 Abs. 4 sind bei Brandsicherheitswachen der Veranstalter 
und bei Entgelten für freiwillige Leistungen der Auftraggeber verpflichtet. Mehrere Entgeltpflich-
tige haften als Gesamtschuldner.  
 

§ 5 
Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistung 

 
(1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 Abs. 2 und der Entgeltanspruch nach § 2 Abs. 4 entstehen 
mit Beendigung der jeweiligen Leistungen. Sie werden mit der Bekanntgabe des Kostenersatz- 
oder Entgeltbescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.  
 
(2) Die Leistungen nach § 2 Abs. 4 können von der Vorausentrichtung des Entgelts oder von der 
Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden.  
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§ 6 
Haftung 

 
Die Stadt Greven haftet bei der Erbringung von freiwilligen Leistungen gemäß § 1 Abs. 3 dieser 
Satzung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  

 
 

§ 7 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten in der Stadt Greven bei Einsätzen der 
Feuerwehr vom 02.11.2016 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO wird hingewiesen. 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW lautet wie folgt: 
"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt." 

 
48268 Greven, 24.06.2021 
 
 
gez. 
Dietrich Aden 
Bürgermeister 
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Anlage  
 

Kostentarif 

zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

bei Einsätzen der Feuerwehr Greven 

 
1. Personal  
 

1.1. Beamter Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt  je Stunde  65,00 €  
 

1.2. Beamter Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt  je Stunde  76,00 €  
 

1.3. Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr   je Stunde  32,00 €  
 

2. Fahrzeug-, Geräte- und Materialeinsatz (ohne Besatzung) 
 

2.1. Personenkraftfahrzeug     je Stunde  41,00 € 
        (KdoW / PKW / MTF /ELW) 
 

2.2 Löschfahrzeuge      je Stunde  57,00 € 
 
2.3 Drehleiter       je Stunde  37,00 € 
 
2.4 Fahrzeuge „Technische Hilfeleistung“   je Stunde 76,00 € 
      (RW / GW) 
 
2.5 Wechselladerfahrzeug     je Stunde 79,00 € 
 
2.6 Wasserrettung      je Stunde  25,00 € 
      (MZB / RTB inkl. Trailer) 
 

         2.7. Verbrauchsmittel werden nach der Menge zu den gültigen Tagespreisen  
       in Rechnung gestellt.  
 
2.8 Reinigung nach §3 (2)     je Fahrzeug  50,00 € 
 
 

3. Ölsperren  
 

3.1 Geräte für Ölsperren       je Tag   25,50 €  
 
 

4. Pauschalbeträge  
 

4.1. Brandsicherheitswachen pro FM und Stunde    32,00 €  
 

4.2. Einsatz in Folge einer nicht bestimmungsgemäßen   896,00 € 
Auslösung einer Brandmeldeanlage nach § 2 Abs. 2 Nr. 7 oder  
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missbräuchlicher Auslösung oder einer ungeprüften  
Weiterleitung einer Brandmeldung durch einen Sicherheitsdienst  
 

5. Gebühren für Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt  
  
5.1 Einmalige Reinigung und Prüfung    je Gerät  38,00 € 
      eines Atemanschlusses (ohne Ersatzteile) 
 
5.2 Einmalige Reinigung und Prüfung    je Gerät  45,00 € 
      eines Pressluftatmers (ohne Ersatzteile) 

      
5.3 Einmalige Reinigung und Prüfung    je Gerät  38,00 € 
      einen Lungenautomaten (ohne Ersatzteile) 

 
 

6. Gebühren für Leistungen der Kleiderkammer  
  
5.1 Einmalige Reinigung und Prüfung    je Set   57,00 € 
      Einsatzbekleidung (ohne Ersatzteile) 
 
5.2 Im Falle einer notwendigen Entsorgung, ausgehend von einem Einsatzfall,      

werden die Kosten für eine Ersatzbeschaffung zu den geltenden Tagessätzen in Rech-
nung gestellt. 

 
  



 

 

166   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-

nahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung in der Stadt Greven 

(Elternbeitragssatzung) 

 
Der Rat der Stadt Greven hat in seiner Sitzung am 22.06.2021 aufgrund  

 der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 666), in der zurzeit geltenden 
Fassung (SGV NRW S. 380), 

 des § 90 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) in der zur Zeit gültigen Fassung  
 Artikel 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe der 

Kindertagesbetreuung vom 19.12.2018 
 sowie des § 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinder-

bildungsgesetz ς KiBiz ) vom 03.12.2019 (GV.NRW. S. 877) 
 und des § 2 Kommunalabgabengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 

21.10.1969, zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV.NRW S. 1029) 
 und des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der zurzeit gültigen Fassung  

 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Für die Inanspruchnahme der Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen 
und in Kindertagespflege im Stadtgebiet Greven erhebt die Stadt Greven als örtlicher 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen monatlich zu entrichtenden, öffentlich-
rechtlichen Beitrag zum öffentlichen Finanzierungsanteil an den Jahresbetriebskosten 
gemäß § 23 KiBiz.  
 

(2) Die Satzung findet ebenfalls Anwendung bei der Inanspruchnahme des Betreuungs-
ŀƴƎŜōƻǘŜǎ ƛƳ wŀƘƳŜƴ ŘŜǊ αhŦŦŜƴŜƴ DŀƴȊǘŀƎǎǎŎƘǳƭŜά ƛƳ tǊƛƳŀǊōŜǊŜƛŎƘ ǳƴŘ ŦǸǊ ŀƴπ
dere Betreuungsformen an einer offenen Ganztagsschule (zum Beispiel Silentien, 
Frühstücksangebote, Vor ς und Übermittagsbetreuung, Angebote nach 16 Uhr, er-
gänzende Ferienangebote, sowie in Einzelfällen auch bei besonderen Förderangebo-
ten vor 16:00 Uhr). 
 

(3) In den Kindertageseinrichtungen sind gemäß der als Anlage 1 beigefügten Beitrags-
staffel Elternbeiträge für die Betreuungszeiten 25, 35 und 45 Stunden pro Woche zu 
leisten. Alle anderen Betreuungszeiten beziehen sich auf die Kindertagespflege bzw. 
auf kombinierte Betreuungsangebote. 
 

 

(4) ²ŜƛǘŜǊƘƛƴ ƎŜƭǘŜƴ ŘƛŜ wŜƎŜƭǳƴƎŜƴ ŘŜǊ αwƛŎƘǘƭƛƴƛŜƴ ŘŜǎ WǳƎŜƴŘŀƳǘŜǎ ŘŜǊ {ǘŀŘǘ DǊŜǾŜƴ 
ŦǸǊ ŘƛŜ YƛƴŘŜǊǘŀƎŜǎǇŦƭŜƎŜ ƴŀŎƘ ŘŜƳ {ƻȊƛŀƭƎŜǎŜǘȊōǳŎƘ ±LLLά ƛƴ ŘŜǊ CŀǎǎǳƴƎ ŘŜǊ !ƴƭŀƎŜ 
2. 
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§ 2 

Anmeldeverfahren 

Die Anmeldung und Aufnahme in den Kindertageseinrichtungen zum Beginn eines Kinder-
gartenjahres erfolgt grundsätzlich im Rahmen eines zwischen dem Jugendamt und den Trä-
gern abgestimmten zentralen Anmeldeverfahrens. 
 
 

§ 3 

Beitragspflichtiger Personenkreis 

(1) Beitragspflichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich gleichgestellten Personen, mit de-
nen das Kind zusammenlebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil oder mit einer dieser 
rechtlich gleichgestellten Person zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 

 

(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 
32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die 
diese Leistungen erhalten, an die Stelle der Eltern. Von ihnen wird kein Elternbeitrag er-
hoben. 
 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4 

Höhe der Elternbeiträge, Beitragszeitraum 

(1) Die Beitragspflichtigen haben monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbe-
triebskosten der Einrichtung zu entrichten. Die Beiträge für die Inanspruchnahme von 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und Offener Ganztagsschule werden ent-
sprechend der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Beitragspflichtigen erhoben. Die 
Beiträge für die Inanspruchnahme von Angeboten in einer anderen Betreuungsform an 
einer offenen Ganztagsschule werden einkommensunabhängig als Pauschalbeitrag erho-
ben. Die Beiträge für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen, Kindertages-
pflege, Offener Ganztagsschule und anderer Betreuungsformen an einer offenen Ganz-
tagsschule werden als volle Monatsbeiträge erhoben.  
 

(2) Die Höhe der Elternbeiträge ist der Beitragstabelle zu entnehmen, die als Anlage 1 bei-
gefügt und Bestandteil dieser Satzung ist. Die Beiträge für Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege werden jährlich in Anlehnung an § 37 KiBiz erhöht. Nach § 37 KiBiz 
erfolgt eine Anhebung auf Grundlage der von der obersten Landesjugendbehörde veröf-
fentlichten Fortschreibungsrate.  
 
Die Beiträge für die OGS werden entsprechend den Erhöhungen des Eigenanteils der 
Kommunen auf der Grundlage des Erlasses des Schulministeriums über die „Zuwendun-
gen für die Durchführung außerunterrichtlicher Angebote offener Ganztagsschulen im 
Primarbereich“ sowie des jeweils gültigen Höchstbetrags der Elternbeiträge für die Inan-
spruchnahme von Angeboten der OGS auf der Grundlage des Erlasses des Schulministeri-
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ums zur „ Gebundenen und offenen Ganztagsschulen sowie außerunterrichtlichen Ganz-
tags- und Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekundarstufe I“ jährlich angepasst. 
 
Die sich aus den prozentualen Steigerungen ergebenen Beträge werden für alle Betreu-
ungsformen aufgerundet. 
 
Die Beiträge für die anderen Betreuungsformen an einer offenen Ganztagsschule werden 
zum 01.08. eines jeden Jahres auf der Grundlage der nicht durch Landesmittel oder 
durch Mittel der Stadt Greven gedeckten Kosten für die jeweilige Betreuungsform neu 
berechnet. 
 

(3) Wird ein Kind in einer Kindertageseinrichtung oder in der „Offenen Ganztagsschule“ und 
durch eine Kindertagespflegeperson betreut, sind die jeweils vertraglich vereinbarten Be-
treuungsstunden aufzuaddieren. Der Elternbeitrag richtet sich dann nach den Gesamtbe-
treuungsstunden. 
 

(4) Die Beitragspflicht beginnt grundsätzlich mit Beginn des Kindergartenjahres / Schuljah-
res, in dem das Kind in die Kindertageseinrichtung aufgenommen wird oder das Betreu-
ungsangebot der „Offenen Ganztagsschule“ oder eine andere Betreuungsform an einer 
offenen Ganztagsschule in Anspruch nimmt: Das Kindergartenjahr entspricht dem Schul-
jahr. Es beginnt am 01.08. des Jahres und endet am 31.07. des Folgejahres. 
Bei einer Aufnahme im Laufe des Kindergartenjahres beginnt die Beitragspflicht ab dem 
1. des Monats, wenn das Betreuungsverhältnis in der ersten Monatshälfte begonnen hat 
und ab dem 15. des Monats bei Beginn in der zweiten Monatshälfte; jedoch frühestens 
mit der Antragstellung.  
 

(5) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Tageseinrichtung oder der „Offenen 
Ganztagsschule“ oder einer anderen Betreuungsform an einer offenen Ganztagsschule 
(z.B. Ferien) sowie durch die tatsächlichen An- und Abwesenheitszeiten des Kindes (z.B. 
Fehlzeiten durch Krankheit oder Klassenfahrt) oder durch Urlaubs- und Krankheitszeiten 
der Kindertagespflegeperson auf Grundlage der Richtlinien für die Kindertagespflege 
nicht berührt. 
 

(6) Die Beitragspflicht endet mit Ablauf des Kindergartenjahres / Schuljahres, zu dessen 
Ende das Kind die Kindertageseinrichtung / „Offene Ganztagsschule“ oder eine andere 
Betreuungsform an einer offenen Ganztagsschule verlässt und bei der Kindertagespflege 
ebenso. 
 

(7) Abweichend von vorstehender Regelung ist gemäß § 50 Abs. 1 KiBiz die Inanspruch-
nahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege durch Kinder, 
die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ab Beginn des 
im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres, bis zur Einschulung beitragsfrei.  
 
 

(8) Der Träger einer Kindertageseinrichtung kann von den Eltern ein angemessenes Entgelt 
für die Hauptmahlzeiten verlangen. Dies gilt auch für Tagespflegepersonen.  
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§ 5 

Einkommensermittlung für Plätze in Kindertageseinrichtungen, in der Kindertagespflege 

und in der Offenen Ganztagsschule 

(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Bei-
tragspflichtigen (§ 3 Elternbeitragssatzung) im Sinne des § 2 Abs. 1, 2 (Brutto-Einkom-
men abzüglich Werbungskosten bzw. Gewinn) und § 2 Abs. 5 a S. 2 des Einkommens-
steuergesetzes (= Abzug von Kinderbetreuungskosten) und vergleichbarer Einkünfte, die 
im Ausland erzielt werden. Vorschriften des Einkommenssteuergesetzes über Freibeträge, 
Freigrenzen und Steuerbefreiungen sind für den Einkommensbegriff nach dieser Satzung 
nicht von Bedeutung und mindern das Einkommen ebenso wenig wie finanzielle Belas-
tungen (insbesondere Sozialversicherungsbeiträge, Vorsorgeaufwendungen, steuerliche 
Sonderausgaben mit Ausnahme der Kinderbetreuungsaufwendungen (vgl. §§ 2 Abs. 5a S. 
2, 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG), gesetzliche oder vertragliche Unterhaltsleistungen). 
Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusam-
menveranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 
Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
Beitragspflichtigen und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. 
Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist 
dem Einkommen nicht hinzuzurechnen.  

(2) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens 
eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz 
ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
 

(3) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz 
zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzu-
ziehen. 
 

(4) Maßgebend ist das Einkommen des jeweiligen Kalenderjahres. Bei der erstmaligen Er-
mittlung des Jahreseinkommens oder bei der Überprüfung der Einkommensverhältnisse 
aufgrund von Änderungen in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen sind 
die prognostizierten Einkünfte für das gesamte laufende Jahr zu berücksichtigen.  
Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder bei einer erstmaligen rückwirkenden Bei-
tragsfestsetzung wird das tatsächliche Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde 
gelegt. Ergibt sich in diesem Fall eine andere Beitragshöhe, ist diese ab dem 01.01. des 
maßgeblichen Kalenderjahres bzw. ab Aufnahmedatum des Kindes neu festzusetzen. 

§ 6 

Beitragsbefreiung und Beitragsermäßigung für Plätze in Kindertageseinrichtungen, in 

der Kindertagespflege und in der Offenen Ganztagsschule 

(1) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an die Stelle 
der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung oder nutzen gleichzeitig ein Angebot 
der Kindertagespflege oder der „Offenen Ganztagsschule“, so wird für das Kind eine Er-
mäßigung von 75 % gewährt, für das sich der zweithöchste Beitrag ergibt. Für alle wei-
teren Geschwisterkinder wird kein Beitrag erhoben. 
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(2) Die Beitragsermäßigung gilt auch für Geschwister von Kindern, welche bereits gem. § 50 
Abs. 1 KiBiz und § 4 Abs 7 dieser Satzung von der Beitragszahlung befreit sind.  

 
 

§ 7 

Erlass des Elternbeitrages 

(1) In begründeten Ausnahmefällen kann der Elternbeitrag nach dieser Satzung auf Antrag 
ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht 
zuzumuten ist. Die Entscheidung trifft das Jugendamt nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten des § 90 Abs. 3 SGB VIII. 
 

(2) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 des 
SGB XII entsprechend. 
 

(3) Beziehen eine bzw. ein Beitragspflichtige/r oder beide Beitragspflichtigen und/oder das 
Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt werden soll,  
 

1. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Sozialgesetzbuch II  
 (SGB II) oder  

2. Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach dem Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) (§§ 27 ff., §§ 41 ff 

SGB XII) oder 

3. Leistungen zur Deckung des Lebensunterhalts nach dem 
 Asylbewerberleistungsgesetz oder  

4. Leistungen nach dem Wohngeldgesetz (Miet- oder Lastenzuschuss) oder 
5. Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes, 
 

erfolgt für die Dauer des nachgewiesenen Leistungsbezuges immer eine Einstufung in die 
erste Einkommensgruppe (Elternbeitrag: 0,00 Euro). 

  



 

 

171   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

§ 8 

Auskunfts- und Anzeigepflichten 

(1) Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilen die Träger der Kindertageseinrichtung und 
die Schulleitungen der Stadt Greven unverzüglich die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, 
die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder, die vertraglich vereinbarten Betreuungs-
zeiten der Kinder sowie die entsprechenden Angaben der Eltern mit.  

 

(2) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Beitragspflichtigen der Stadt 
Greven alle Tatsachen, die für die Bemessung des Elternbeitrags maßgeblich sind, 
schriftlich mitzuteilen und die erforderlichen Nachweise vorzulegen. Bei einem Einkom-
men über der höchsten Einkommensstufe wird auf die Vorlage von Nachweisen verzich-
tet. 
 

(3) Die Beitragspflichtigen sind während des gesamten Betreuungszeitraumes verpflichtet, 
Veränderungen in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Be-
messung des Elternbeitrages maßgeblich sind, unverzüglich mitzuteilen. 
 

(4) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts- und Anzeigepflichten nicht oder nicht 
in ausreichendem Maße nach, so ist der höchste Elternbeitrag zu zahlen.  

 
 

§ 9 

Beitragsfestsetzung, Fälligkeit 

(1) Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt durch Bescheid. Die Elternbeiträge werden 
jeweils zum 15. des Monats fällig. Wird der Beitrag für die Vergangenheit neu festge-
setzt und kommt es aus diesem Grund zu einer Nachzahlung. Ist der Nachzahlungsbetrag 
zum 15. des Folgemonats nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids fällig. 
 

(2) Grundlage für die Beitragsfestsetzung ist zunächst das voraussichtliche Einkommen des 
Kalenderjahres, in dem die Beitragspflicht entsteht. Ergibt sich eine Änderung des Ein-
kommens oder ist diese Änderung bereits eingetreten, so ist das voraussichtliche Ein-
kommen des Kalenderjahres maßgeblich, das sich aus den bereits erhaltenden Einkünften 
und den zu erwartenden Einkünften dieses Kalenderjahres ergibt. Sonder- und Einmal-
zahlungen, die innerhalb eines Kalenderjahres voraussichtlich anfallen, sind hinzuzurech-
nen. Sind Umstände eingetreten, bekannt geworden oder abzusehen, auf Grund derer 
sich ein höherer oder niedrigerer Beitrag ergibt, so wird der Beitrag rückwirkend ab dem 
01.01. des Kalenderjahres oder, wenn die Beitragspflicht erst im Laufe des Kalenderjahres 
begonnen hat, ab dem Beginn der Beitragspflicht, neu festgesetzt. 
 

(3) Die Beitragszahlung soll grundsätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächtigung oder 
Überweisung (Selbsteinzahlung) unter Angabe der hierfür erforderlichen Daten erfolgen. 
 

(4) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstreckungs-ver-
fahren. 
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(5) Die Stadt Greven kann Dritte damit beauftragen, Beiträge für Angebote nach dieser Sat-
zung einzuziehen und an die Stadt Greven weiterzuleiten bzw. mit der Stadt Greven ab-
zurechnen. Als Dritte kommen insbesondere die Träger von anderen Betreuungsformen 
an einer offenen Ganztagsschule in Betracht. 
 

 

§ 10 

Bußgeldvorschriften 

Ordnungswidrig handelt, wer die in § 8 dieser Satzung bezeichneten Angaben vorsätzlich oder 
fahrlässig, unrichtig oder unvollständig macht. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 1.000 Euro geahndet werden. 

 

 

§ 11 

Datenschutz 

Die Stadt Greven darf die zur Durchführung dieser Satzung und die mit der Antragstellung erfor-
derlichen personenbezogenen Daten erheben, speichern und weiterverarbeiten. Die Nutzung und 
Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der Vorschriften des SGB VIII. 

 

 

§ 12  

In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2021 in Kraft und ersetzt die „Satzung der Stadt Greven über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für Kinder in Kindertageseinrichtungen“ in der Fassung vom 
24.06.2020, die gleichzeitig außer Kraft gesetzt wird. 
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Anlage II der Elternbeitragssatzung  



 

174   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

Anlage II der Elternbeitragssatzung  

  

Richtlinien zur Förderung der Kindertagespflege in der Stadt Greven  

Das Jugendamt der Stadt Greven erbringt für seine Einwohner und Einwohnerinnen nach Maß-
gabe der §§ 22-24 SGB VIII und des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz NW) Leistungen der Kinder-
tagesbetreuung durch qualifizierte Kindertagespflege. Mit diesen Richtlinien werden die 
Grundsätze zur Gewährung der Kindertagespflege gemäß § 23 SGB VIII (Kinder- und Jugend-
hilfe) für den Zuständigkeitsbereich der Stadt Greven geregelt.  
Das Jugendamt der Stadt Greven, Kindertagespflegepersonen und Erziehungsberechtigte (im 
nachfolgenden Text als Eltern bezeichnet) bilden eine Kooperation, bei der das Wohl des Kindes 
im Mittelpunkt steht.  

Nach § 23 SGB VIII haben Eltern und Kindertagespflegepersonen einen Anspruch auf Beratung 
in allen Fragen der Kindertagespflege.  

Für die von den Eltern zu leistenden Elternbeiträge gilt die jeweils gültige Fassung der "Eltern-
beitragssatzung für Angebote der Kindertagesbetreuung" der Stadt Greven.  

  
1. Rechtsgrundlagen (§ 22 SGB VIII)  

  
Kindertagespflege ist eine familienähnliche Form der Tagesbetreuung von Kindern. Die Kinder-
tagespflege hat einen eigenständigen Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag.  
  
Grundlage für die Kindertagespflege sind die gesetzlichen Bestimmungen des Achten  
Sozialgesetzbuches - Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) sowie das Gesetz zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz) in der jeweils gültigen Fassung.  
  
  

2. Förderleistungen (§ 23 SGB VIII)  

Folgende Leistungen werden durch das Jugendamt Greven erbracht:  

 Beratung von Kindertagespflegepersonen und Eltern in allen Fragen, die die Kindertages-

pflege betreffen  

 Bedarfsgerechte Vermittlung von Kindern in Tagespflegeverhältnisse  

 Aquise von Kindertagespflegepersonen  

 Organisation von Qualifizierungs- und Fortbildungsmaßnahmen für Kindertagespflege-

personen   

 Öffentlichkeitsarbeit 

 Aufbau und Pflege der Kooperation mit Kindertageseinrichtungen, insbesondere Famili-

enzentren und dem Tageselternverein GreTa e.V.  

 Prüfung der Eignung von Kindertagespflegepersonen  

 Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege gemäß § 43 SGB VIII und § 22 KiBiz   

 Gewährung einer laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegepersonen gemäß § 23 

SGB VIII und die Erhebung von Elternbeiträgen gemäß § 90 SGB VIII  

  
3. Grundsätze der Förderung (§§ 22 und 23 SGB VIII und §§15 und 21 KiBiz)  
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Die Grundsätze sind in den §§ 22 und 23 SGB VIII und insbes. in §§ 15 und 21 KiBiz geregelt.   
  
Die Kindertagespflege richtet sich in erster Linie an Kinder im Alter von unter drei Jahren.  
Für ältere Kinder bis zum vollendeten 14. Lebensjahr sollen andere institutionelle Betreuungs-
angebote vorrangig in Anspruch genommen werden. Darüber hinaus können im Einzelfall er-
gänzend Kindertagespflegeplätze im Rahmen vorhandener Angebote gefördert werden (sog. 
Randzeitenbetreuung).  
  
Für die Betreuung von Kindern mit Behinderungen oder Kindern, die von einer wesentlichen 
Behinderung bedroht sind und dies vom Landesjugendamt als Träger der Eingliederungshilfe 
festgestellt wurde, können speziell qualifizierte Kindertagespflegepersonen vermittelt werden 
(Ziffer 8 dieser Richtlinien). Öffentlich gefördert wird die Kindertagespflege durch geeignete 
Kindertagespflegepersonen im Haushalt der Kindertagespflegepersonen oder in anderen ge-
eigneten Räumen.   
  
In sog. Großtagespflegestellen findet die Kindertagespflege auch in anderen geeigneten 
Räumen statt. Zur näheren Ausgestaltung einer Großtagespflegestelle wird auf Ziffer 7 die-
ser Richtlinien hingewiesen.  
  

4. Fördervoraussetzungen (§ 24 SGB VIII, § 24 KiBiz)  

  

Die Fördervoraussetzungen des § 24 SGB VIII und § 24 Abs. 3 KiBiz finden Anwendung.   
    
  

4.1 Rechtsanspruch   
  
Für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, besteht kein Rechtsanspruch 
auf Kindertagesbetreuung. Sie sollen bei einem individuellen Betreuungsbedarf in Kindertages-
einrichtungen oder Kindertagespflege gefördert werden.   
  
Für Kinder ab einem Jahr besteht ein Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung. Der Umfang 
der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf und wird von der Fachbera-
tung Kindertagespflege unter Berücksichtigung des Kindeswohls mit den Erziehungsberechtig-
ten abgestimmt.  
  
Bedarfsgerecht ist ein Angebot insbesondere dann, wenn die Erziehungsberechtigten dadurch 
Erwerbstätigkeit oder Schul-/Berufsausbildung und Kinderbetreuung besser miteinander ver-
einbaren können. Der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung außerhalb des Tatbestandes 
von Vereinbarkeit von Familie und Beruf (z. B. Schule/Ausbildung/Erwerbstätigkeit) wird grund-
sätzlich erfüllt, wenn ein Angebot von 25 Stunden pro Woche gemacht wird.   

Bei einem Wegfall der Voraussetzungen, die zu einem erhöhten Betreuungsbedarf geführt ha-
ben, besteht der bisherige Bewilligungsumfang bis zum Ende des Kita-Jahres fort. Die Möglich-
keit der Eltern, im Rahmen der Kündigungsfristen den Betreuungsumfang abzusenken, bleibt 
unbenommen.   
      

4.2 Bildungs- und Erziehungsauftrag  
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Um den Bildungs- und Erziehungsauftrag der Kindertagespflege erfüllen zu können, wird 
grundsätzlich davon ausgegangen, dass eine Mindestbetreuungszeit von 10 Wochenstunden 
erforderlich ist. Bei einer ergänzenden Betreuung zur Tageseinrichtung für Kinder oder zur Of-
fenen Ganztagsschule ist eine Unterschreitung möglich. Die Betreuungszeit soll zum Wohle des 
Kindes einen Gesamtumfang (incl. Kindertageseinrichtung, Schule, Offene Ganztagsschule oder 
andere institutionelle Betreuung) von 55 Wochenstunden nicht überschreiten.   

Der Gesamtumfang der Kindertagespflege soll drei Monate nicht unterschreiten, um eine Ver-
bindlichkeit für die Kindertagespflegepersonen zu schaffen und eine kontinuierliche Förderung 
der Kinder zu ermöglichen.   
 
     4.3  Betreuung von Pflegekindern  
 
Wird ein Antrag auf Gewährung von Kindertagespflege für Pflegekinder gestellt, ist der 
Fachberatung nachzuweisen, dass Beginn und Umfang der Kindertagespflege mit dem 
Pflegekinderdienst abgesprochen sind. 
 

4.4 Masernimpfpflicht   

Nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) besteht eine Masernimpfpflicht. Die Fachberatungen 
klären die Eltern und Kindertagespflegepersonen hierzu auf. Die Kindertagespflegepersonen 
sind in Kooperation mit den Eltern verpflichtet, einen Nachweis gem. § 20 Abs. 9 IfSG über die 
Masernschutzimpfung aller betreuten Kinder einzuholen und nachzuhalten.  

  

5. Besondere Betreuungsbedarfe   

  
5.1 Ergänzende Betreuungsbedarfe   

  
Liegt der Betreuungsbedarf eines Kindes aus familiären Gründen regelmäßig um mehr als 
eine Stunde außerhalb der Öffnungszeit der öffentlich geförderten Kindertageseinrichtung 
oder der Kindertagespflege, in der es regelmäßig betreut wird, kann ergänzende Kindertages-
pflege gewährt werden (Randzeitenbetreuung, § 23 Abs. 1 S. 1 KiBiz).   
  
In den Ferienzeiten sind Betreuungsangebote im Rahmen der offenen Ganztagsschule, der 
Kindertageseinrichtungen oder von anderen freien Trägern (Ferienkiste, Kinder- und Jugend-
freizeiten) vorrangig in Anspruch zu nehmen. Beim Übergang in die Kindertageseinrichtung 
endet das Kindertagespflegeverhältnis grundsätzlich zum 31.07. eines Kalenderjahres.   
  

5.2 Unregelmäßiger Betreuungsbedarf  

  
Bei unregelmäßigen Betreuungsbedarfen (Schichtdienst) sollen die Erziehungsberechtigten 
und die Kindertagespflegeperson sich auf ein bedarfsgerechtes Stundenkontingent verständi-
gen.   
  

6. Erlaubnis zur Kindertagespflege (§ 43 SGB VIII, § 22 KiBiz)  
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Kindertagespflegepersonen müssen die in § 23 Abs. 3 SGB VIII festgeschriebenen Eignungskri-
terien erfüllen. Die Ausübung der Kindertagespflege gemäß § 43 SGB VIII bedarf der Erlaubnis 
durch die Stadt Greven. Die Fachberatung des Jugendamtes Greven hat im Rahmen der Ertei-
lung der Erlaubnis die Eignung festzustellen, diese unterliegt der ständigen Überprüfung, die 
Erlaubnis ist maximal auf fünf Jahre befristet und kann mit Nebenbestimmungen versehen 
werden (§ 43 Abs. 3 S. 4 SGB VIII).   
  
Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu maximal fünf gleichzeitig 
anwesenden, fremden Kindern. Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, der Fachberatung 
die von ihr betreuten Kinder zu melden, auch wenn für diese keine öffentliche Förderung ge-
währt wird oder die Kinder aus einem anderen Jugendamtsbezirk kommen. Sollen mehr als 
fünf Betreuungsverträge abgeschlossen werden, hat die Kindertagespflegeperson der Fachbe-
ratung unaufgefordert einen Belegungsplan vorzulegen, aus dem die Betreuungszeiten der 
einzelnen Tagespflegekinder ersichtlich sind.   
  
Die Kindertagespflegeperson hat die Fachberatung und die Eltern schriftlich über wichtige Er-
eignisse zu unterrichten, die für die Betreuung der Kinder bedeutsam sind.  
 
Eine Kindertagespflegeperson, der eine Pflegeerlaubnis gemäß § 43 SGB VIII erteilt wurde, kann 
bei Ausfall einer anderen Kindertagespflegeperson, wenn die räumlichen Voraussetzungen und 
die persönliche Eignung dies zulassen, zusätzlich Kinder im Vertretungsfall betreuen. Dies darf 
nicht länger als 6 Wochen dauern und die in der Pflegeerlaubnis festgelegte Höchstzahl der 
gleichzeitig zu betreuenden Kinder insgesamt nicht überschreiten.  
  

6.1 Persönliche Voraussetzungen  

  

Zur Erfüllung der Eignungsvoraussetzungen müssen die folgenden Kriterien gegeben sein:  
  

1. Mindestalter: 21 Jahre  

2. Mindestens: Hauptschulabschluss   

3. Die Kindertagespflegeperson hat sich mit ihrer Tätigkeit als Kindertagespflegeperson ausei-

nandergesetzt.  

4. Die Grundhaltung zum Kind kommt durch Zuneigung, Zuwendung und Respekt zum Aus-

druck, eine gewaltfreie Erziehungsvorstellung ist vorhanden. Diese Grundhaltung wird auch 

vom Partner oder der Partnerin der Kindertagespflegeperson erwartet.  

5. Es besteht die Bereitschaft zu einer zuverlässigen und verbindlichen Kinderbetreuung.  

6. Erfahrungen im Umgang mit Kindern sind vorhanden.  

7. Soziale und kommunikative Kompetenzen wie z. B.: Beziehungsfähigkeit, Einfühlungsvermö-

gen, Verantwortungsgefühl, Konfliktfähigkeit sind vorhanden. Die Kindertagespflegeperson 

ist tolerant und offen für andere Lebenskonzepte und Werthaltungen.  

8. Die Bedürfnisse der Tagespflegekinder und der eigenen Familie können in Einklang gebracht 

werden.  

9. Die Kindertagespflegeperson verhält sich gesundheitsbewusst und leitet zu gesundheitsför-

derndem Verhalten an.  

10. Die Kindertagespflegeperson arbeitet zum Wohl des Kindes auch i. S. d. §§ 8 a, 8 b SGB VIII 

mit der Fachberatung, den Eltern, Institutionen, dem Jugendamt und anderen Kindertages-

pflegepersonen zusammen.  
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11. Es  besteht  die  Bereitschaft  zur Reflexion und  Weiterentwicklung des Er-

ziehungsverhaltens.  

12. Es sind ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache vorhanden, um die kommunikativen 

und sozialen Anforderungen zu erfüllen.  

13. Eine längerfristige Perspektive bei der Ausübung der Tätigkeit ist vorhanden.  

14. Es besteht die Bereitschaft zur verbindlichen und regelmäßigen Teilnahme an den die Tätig-

keit vorbereitenden oder begleitenden Qualifizierungsmaßnahmen.  

15. Es besteht eine psychische und physische Belastbarkeit auch in dem Sinne, dass keine medi-

zinischen Gründe (Suchterkrankungen, psychische Krankheiten) gegen die Arbeit mit Kindern 

sprechen.  

16. Ein unterstützender und stabiler familiärer Rahmen bezogen auf den möglichen Partner oder 

die mögliche Partnerin des Bewerbers oder der Bewerberin sowie der eigenen Kinder ist vor-

handen. Die Kindertagespflegeperson übernimmt nicht die vollständige Pflege von pflegebe-

dürftigen Angehörigen. Die Bedürfnisse der Tagespflegekinder und der eigenen Familie müs-

sen in Einklang gebracht werden. Ein besonderes Augenmerk muss bei der Aufsichtspflicht 

liegen.  

17. Es bestehen Organisations- und Haushaltsführungskompetenzen, um einen strukturierten 

Tagesablauf sowie die angemessene Versorgung der Kinder zu gewährleisten.  

18. Die Kindertagespflegeperson erhält/erhielt keine Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27 ff. SGB 

VIII über einen längeren Zeitraum und/ oder in intensiver Form (Hilfen nach § 35a SGB VIII 

werden dabei ausgeklammert, hier erfolgt eine Einzelfallentscheidung).  

  
  

6.2 Formale Voraussetzungen  
  
Zur Prüfung der Eignung sind von der Bewerberin oder dem Bewerber folgende Unterlagen vor-
zulegen:  
  
1. Schriftlicher Antrag auf Erteilung einer Pflegeerlaubnis  

2. Ausgefüllter Fragebogen (Bewerbungsbogen)  

3. Lebenslauf  

4. Nachweis über den Schul-/Berufsabschluss  

5. Einverständniserklärung der Betreuungsperson über eine Überprüfung bei der zuständi-

gen Fachkraft der Erziehungshilfe bei einer bewilligten/beantragten Hilfe zur Erziehung  

6. Erweiterte polizeiliche Führungszeugnisse für alle im Haushalt lebenden volljährigen  

         Personen (die Führungszeugnisse müssen spätestens alle fünf Jahre aktualisiert werden)  
7. Hausärztliches Attest aller im Haushalt lebenden Volljährigen (die Atteste müssen spä-

testens alle fünf Jahre aktualisiert werden)  

8. Bescheinigung über die Belehrung nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 des lnfektionsschutzgesetzes 

(IfSG)  

9. Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs speziell für Kinder (alle zwei Jahre)  

10. Die nach 1970 geborenen Kindertagespflegepersonen müssen vor Beginn der Tätigkeit 

gem. § 20 Abs. 9 IfSG eine Masernschutzimpfung nachweisen.  

11. Die  Kindertagespflegeperson  verpflichtet  sich,  die  Grundsätze  der  

Datenschutzbestimmungen (DSGVO) einzuhalten.   
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6.3 Rahmenbedingungen der Kindertagespflege  
  
Zur Durchführung der Kindertagespflege sollten folgende Rahmenbedingungen vorhanden sein:  
  

1. Die Räume bieten ausreichend Platz zum Spielen, für Bewegung, Ruhe und Entspannung 

entsprechend der Anzahl und des Alters der zu betreuenden Kinder.  

2. Ein Platz für gemeinsame Mahlzeiten gehört zur Ausstattung.  

3. Bei einer Schulkind-Betreuung stehen entsprechende Arbeitsplätze zur Verfügung.  

4. Die Räume für die Kinderbetreuung sind hell, freundlich, sicher und sauber, eingerichtet. 

Sie werden ausreichend belüftet, beheizt und beleuchtet. Die Räume müssen rauchfrei 

sein. Im Zweifelsfall besteht die Möglichkeit, die Gesundheitsaufsicht einzuschalten.  

5. Die Einrichtung ist kindgerecht.  

6. Eine ausreichende Ausstattung mit altersentsprechenden Beschäftigungs- und Spielma-

terialien für jedes Kind ist vorhanden und in gutem Zustand.  

 

7. Sicherheitsaspekte nach den Kriterien der Unfallkasse (www.unfallkasse-nrw.de)  im 

Wohn- und Außenbereich sind zu berücksichtigen.  

 

8. Bei nicht zu Wohnzwecken genutzten Räumlichkeiten ist eine bauaufsichtliche Geneh-

migung vorzulegen.  

 

9.   Der Tagesablauf wird kindgerecht strukturiert, um den Kindern Sicherheit zu geben. 
    10.   Die Ernährung ist ausgewogen, gesund und abgestimmt auf die kindlichen Bedürfnisse.  
    11.   Wenn kein eigener Garten vorhanden ist, sollte ein Spielplatz oder Park gut erreichbar  
            sein.             
    12.   Ein Verbandkasten nach DIN 13157 muss vorhanden sein und regelmäßig auf  
            Vollständigkeit überprüft werden. Kleinere Verletzungen und leichte Unfälle müssen in    
            einem Verbandbuch dokumentiert werden. Unfälle, die eine  
            ärztliche Behandlung erfordern, sind in Form einer Unfallanzeige unverzüglich bei der  
            Unfallkasse und der Fachberatung des Jugendamtes zu melden.   
    13.   Für jedes Kind, das sich planmäßig länger als sechs Monate ausschließlich in der  

Kindertagespflege befindet, erstellt die Kindertagespflegeperson mit dem Einverständnis 
            der Eltern eine angemessene Bildungsdokumentation nach Vorlage des Jugendamtes.   

14.  Rauchmelder müssen vorhanden sein.     
 

15.  Die Kindertagespflegepersonen sollen mit den Eltern einen schriftlichen    Betreu-
ungsvertrag schließen.  

  
  

6.4 Qualifizierung  
  
Ab dem Kindergartenjahr 2022 / 2023 sollen alle Kindertagespflegepersonen, die erstmalig diese 
Tätigkeit aufnehmen, über die QHB-Qualifikation verfügen. Im Rahmen des Bundesprogrammes 
ProKTP werden bis Ende 2021 Qualifizierungen nach QHB (Qualifizierungshandbuch Kindertages-
pflege) angeboten. Im Anschluss erfolgt die Finanzierung der Qualifizierung nach QHB aus Mitteln 
des Jugendamtes. Qualifizierte Kindertagespflegepersonen nach DJI haben Bestandsschutz. Eine 
Weiterqualifizierung mit dem QHB ist für DJI-geschulte möglich.  
 

http://www.unfallkasse-nrw.de/
http://www.unfallkasse-nrw.de/
http://www.unfallkasse-nrw.de/
http://www.unfallkasse-nrw.de/
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6.4.1 Qualifizierung nach QHB 
 

Das Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB) ist ein Curriculum für die Qualifizierung 
von Kindertagespflegepersonen. Es knüpft an bewährte Elemente des DJI-Curriculums an, das 
sich weitgehend als Standard für die Grundqualifizierung in den letzten Jahren etabliert hat. Die 
Qualifizierung nach QHB löst nun das DJI-Curriculum ab.  

 
Die neue Grundqualifizierung teilt sich in einen tätigkeitsvorbereitenden Teil und einen tätigkeitsbegleitenden Teil 
auf. 

 

Tätigkeitsvorbereitende Qualifizierung (160 U-Std.) zuzüglich 80 Stunden Praktikum, ca.  
100 Stunden Selbstlerneinheit und Lernergebnisfeststellung 

 
Die Qualifizierung vermittelt den Kindertagespflegepersonen pädagogische und psychologische 
Grundlagen für ihre Tätigkeit im Hinblick auf ihre persönliche Situation und die des Tageskindes 
und seiner Familie. Themen hierzu sind unter anderem kindliche Entwicklung, Erziehungsstile 
und –ziele, Selbsteinschätzung, Reflexion über das eigene Erziehungsverhalten, Kinderschutz, 
Eingewöhnungsphase, Kommunikation mit den Eltern und Ernährung. Darüber hinaus vermittelt 
der Kurs die rechtlichen Rahmenbedingungen, Umgang mit Steuern und Sozialabgaben, Fragen 
zur Aufsichtspflicht sowie zur Haftpflicht, die Betreuungsvereinbarung und die dazu erforderli-
chen Absprachen, Motivation und Anforderungsprofil sowie die Zusammenarbeit mit der Fach-
beratung und dem Jugendamt. 

 
Tätigkeitsbegleitende Qualifizierung (140 U-Std.) zuzüglich ca. 40 Stunden  
Selbstlerneinheit und Lernergebnisfeststellung 

 
Die tätigkeitsbegleitende Qualifikation setzt sich intensiv mit der Situation von Tagespflegekin-
dern und ihren Familien auseinander und unterstützt und fördert die Kindertagespflegepersonen 
in ihrer professionellen Weiterentwicklung. Wichtige Themen des Kurses sind u. a. Zeitmanage-
ment, Bildungsauftrag und Bildungsdokumentation, Erziehungspartnerschaft mit den Familien 
der Tagespflegekinder u. ä. 

 
Anschlussqualifizierung für erfahrene Kindertagespflegepersonen (140 U-Std.) zuzüglich  
ca. 40 Stunden Selbstlerneinheiten und Lernergebnisfeststellung 
 

Kindertagespflegepersonen nach DJI (160 U-Std.) können an der Anschlussqualifikation teilneh-
men und somit auf 300 UE aufstocken. 
Die Anschlussqualifizierung folgt grundlegend der tätigkeitsbegleitenden Grundqualifizierung 
nach dem QHB. Ziel ist es, erfahrenen Kindertagespflegepersonen, die nach dem DJI-Curriculum 
qualifiziert sind, eine fachlich und methodisch-didaktisch angemessene Grundlage für einen 
Einstieg in die tätigkeitsbegleitende Grundqualifizierung nach dem QHB zu ermöglichen und so-
mit Grundlagen des QHB als ein einheitliches und maßgebendes Fundament der Qualitätssiche-
rung in der Kindertagespflege zu implementieren.   

 
 

Qualifizierung für Pädagogische Fachkräfte i. S. d. § 1 der Personalvereinbarung zum  
KiBiz ab 2022/2023 (80 U-Std.)  
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Wegen der Besonderheiten des Tätigkeitsfeldes (zum Beispiel Familie und Haushalt zugleich als 
Betreuungs- und Arbeitsort, Besonderheiten bei der Beziehung zu den Eltern, Rechts- und Versi-
cherungsfragen, Kooperation mit Jugendamt und Fachberatung, selbstständige Tätigkeit), zur 
Qualitätssicherung und zur Minderung der Fluktuation sollen auch Erzieherinnen mit staatlicher 
Anerkennung oder andere sozialpädagogische Fachkräfte mit Praxiserfahrung über eine Qualifi-
kation zur Kindertagespflege verfügen müssen (§ 17 Abs. 2 Satz 4 und 5 KiBiz).  
Bis zur Umsetzung reicht die bisherige Qualifizierung über den Vorbereitungs- und Einführungs-
kurs nach DJI aus.  
 
Bereits tätige Kindertagespflegepersonen, die die Voraussetzungen einer pädagogischen Fach-
kraft gem. § 1 der Personalvereinbarung zum KiBiz erfüllen, können eine ergänzende Qualifizie-
rung im Umfang von 64 U-Std. zum Nachweis der vertieften QHB Kenntnisse erlangen.  
Hierdurch wird eine kreisweite Anerkennung nach QHB erlangt, welche in Verbindung mit der 
Teilnahmebescheinigung (Vorbereitungs- und Einführungskurs) und der Ausbildung bzw. dem 
Studium gültig ist.   
 
Für alle Teilnehmenden wird ein Eigenanteil erhoben. Für die QHB-Qualifizierungen be-
steht die Möglichkeit, KiBiz-Mittel zu akquirieren. Anfallende Kosten zu: Fahrtkosten, Über-
nachtung und Verpflegung werden nicht erstattet. 
 
Die Kindertagespflegepersonen verpflichten sich, nach Abschluss der Qualifizierung für einen 
Zeitraum von zwei Jahren eine entsprechende Anzahl von Kindertagespflegeplätzen bereit 
zu stellen, wobei der Umfang der Kindertagespflege grundsätzlich durchschnittlich 25 Stun-
den pro Woche und Kind betragen soll. Sofern die räumlichen Verhältnisse es zulassen, müs-
sen mindestens zwei Plätze zur Verfügung gestellt werden. Abweichende Regelungen hiervon 
sind möglich. Wenn dies nicht erfolgt, gehen die gesamten Kosten der Qualifizierung zu 
Lasten des Kursteilnehmers bzw. der Kursteilnehmerin. 
Eine anteilige Rückerstattung der Qualifizierungskosten erfolgt in den Fällen, in denen die 
Kindertagespflege vor Ablauf der Zwei-Jahresfrist beendet wird.  
 
Die Grundqualifizierung (tätigkeitsvorbereitende Qualifizierung, Vorbereitungs- und Ein-
führungskurs sowie Erste-Hilfe-Kurs, vgl. Ziff. 6.4.2) ist Voraussetzung für eine Vermittlung 
und den Beginn der Betreuung. In begründeten Ausnahmefällen kann das Kindertagespfle-
geverhältnis bei noch fehlender Qualifikation bereits beginnen, wenn eine verpflichtende 
Erklärung der Kindertagespflegeperson vorliegt, an dem nächstmöglichen Vorbereitungs- 
und Einführungskurs teilzunehmen.  
  
  

6.4.2 Erste Hilfe in Bildungs- und Betreuungseinrichtungen für Kinder   
  
Der 9-stündige Kurs vermittelt in Anlehnung an die Forderungen der Unfallkasse NRW umfas-
sende Informationen, um im Notfall bei Säuglingen und Kindern Erste Hilfe zu leisten. Ziel ist 
es, durch praktische Übungen bei typischen Unfällen im Säuglings- und Kindesalter oder bei 
plötzlich auftretenden Krankheiten die notwendigen Maßnahmen zu erlernen. Der Erste-Hilfe-
Kurs muss alle 2 Jahre mit neun Unterrichtsstunden aktualisiert werden. Die Pflegeerlaubnis 
kann nicht verlängert werden, wenn nicht ein maximal zwei Jahre alter Nachweis über die 
Durchführung eines Erste-Hilfe-Kurses vorgelegt werden kann.   
  
  



 

182   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

6.4.3 Fortbildungen  
  
Zur Sicherung und Weiterentwicklung der pädagogischen Qualität in Kindertagespflege sind 
Kindertagespflegepersonen verpflichtet, mindestens neun Stunden jährlich Fortbildungsange-
bote wahrzunehmen (§ 21 Abs. 3 KiBiz).  Der Erste-Hilfe-Kurs ist hiervon ausgenommen und 
wird zusätzlich erwartet. Sollten ausnahmsweise in einem Jahr die neun Stunden Fortbildung 
nicht erreicht werden, können fehlende Stunden im I. Quartal des nachfolgenden Jahres nach-
geholt werden.  
 
Der Nachweis über die Teilnahme an den Fortbildungen sowie der Nachweis über die  
Auffrischung des Erste-Hilfe-Kurses liegen in der Verantwortung der Kindertagespflegeperson.   
  
Kosten für Fort- und Weiterbildungen werden auf Antrag und nur bei vorheriger Abstimmung 
mit der Fachberatung vom Jugendamt zu 50 % übernommen, sofern sie in einem direkten Zu-
sammenhang mit der Tätigkeit als Kindertagespflegeperson stehen. Fahrt- und Verpflegungs-
kosten können nicht übernommen werden. Der Antrag auf Erstattung ist innerhalb des laufen-
den Kalenderjahres zu stellen, in dem die Fortbildung besucht wurde.   
 
 
 
 
 

7. Zusammenschluss von Kindertagespflegepersonen - Großtagespflegestelle  

  
7.1 Definition  

  
Wenn sich Kindertagespflegepersonen in einem Verbund zu einer Großtagespflegestelle  zu-
sammenschließen, so können höchstens neun Kinder gleichzeitig und insgesamt durch höchs-
tens drei Kindertagespflegepersonen betreut werden (§ 22 Abs. 3 KiBiz). Die vertragliche und 
pädagogische Zuordnung nach § 22 Abs. 4 KiBiz ist zu gewährleisten. Um bis zu 15 Betreu-
ungsverträge abschließen zu können, sind die Voraussetzungen des § 22 Abs. 2 S. 3 KiBiz ein-
zuhalten. Dies bedeutet, dass u. a. alle Kindertagespflegepersonen den QHB Standard erfüllen. 
In jedem Fall haben die Kindertagespflegepersonen der Fachberatung unaufgefordert einen Be-
legungsplan vorzulegen, aus dem die Betreuungszeiten und die Zuordnung der einzelnen Ta-
gespflegekinder ersichtlich sind.   
  
Jede dieser Kindertagespflegepersonen bedarf einer eigenständigen Erlaubnis zur Kindertages-
pflege. Eine sozialpädagogische Ausbildung mindestens eines Verbundpartners wird empfohlen.  
  
  

7.2 Anforderungen an Räumlichkeiten  

  

• Ein Zusammenschluss kann stattfinden in geeignetem, angemietetem oder nicht privat 

genutztem Wohnraum. Bevorzugt sollte sich die Wohnung im Erdgeschoss oder in der 1. 

Etage befinden. Soll die Betreuung im Rahmen von Kindertagespflege in Räumlichkeiten 

einer Kindertageseinrichtung stattfinden, so ist der Landschaftsverband Westfalen Lippe 

einzubeziehen.  
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• Eine Einbeziehung des Gesundheitsamtes, Veterinär- und Lebensmittelüberwachungs-

amtes und des Bauamtes ist erforderlich. Anforderungen des Brandschutzes sind zu be-

achten. Rauchmelder und Feuerlöscher müssen vorhanden sein.  

• Die Großtagespflegestelle muss über einen ausreichend großen Gruppen- und Spielraum 

sowie über einen Ruheraum verfügen. Eine kindgerechte Toilette und eine Wickelmög-

lichkeit müssen vorhanden sein.  

• Für jedes Kind unter drei Jahren ist ein fester Schlafplatz vorzuhalten.  

• Kinder, die nach der Schule betreut werden, benötigen einen geeigneten Platz zur Erle-

digung der Schularbeiten.  

• Anregungen und Möglichkeiten zur Bildung und Erziehung von Kindern sind im KiBiz 

vorgesehen und sollten in einem entsprechenden Gruppenraum ausgeführt werden kön-

nen.  

• Ein Platz für gemeinsame Mahlzeiten (mit einer altersgerechten Bestuhlung) gehört zur 

Ausstattung.  

• Wenn kein eigener Garten dazugehört, sollte ein Spielplatz oder Park zu Fuß gut erreich-

bar sein.  

• Die allgemeinen Rahmenbedingungen für die Kindertagespflege finden auch bei der 

Großtagespflege Anwendung.  

  
  

7.3  Fachliche Ausgestaltung  
  
Vor Einrichtung einer Großtagespflegestelle ist im Rahmen der Eignungsüberprüfung von den 
Kindertagespflegepersonen ein pädagogisches Konzept vorzulegen. Inhalte sollten zum Beispiel 
pädagogische Schwerpunkte, die Ziele der vorgesehenen Kindertagespflegestelle, Altersgruppe 
der Kinder, zeitliches Angebot und möglicher Tagesablauf sein.  
  

Darüber hinaus ist die Vorlage eines Finanzierungskonzeptes erforderlich, um den längerfristi-
gen Betrieb zu gewährleisten.  
  

Die Vermittlung eines Kindes in eine Großtagespflegestelle, die im Rahmen eines Festanstel-
lungsmodells betrieben wird, kann erfolgen, wenn der Träger der Großtagespflegestelle die ein-
deutige Zuordnung des Kindes zu einer Kindertagespflegeperson garantiert und nachweist. Die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben muss durch einen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
geprüft sein. Der Träger der Großtagespflegestelle muss ein anerkannter Träger der freien Ju-
gendhilfe sein. Es wird das Kindertagespflegegeld gezahlt, das mit dem zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe vereinbart wurde. Sollte ein höheres als im Kreisjugendamtsbezirk ge-
zahltes Kindertagespflegegeld vereinbart worden sein, so ist eine Vermittlung bzw. Kostenüber-
nahme nur im begründeten Einzelfall möglich.  
  
Nähere Einzelheiten regelt der Leitfaden für Großtagespflege der Stadt Greven.  
  
  

7.4  Zusatzkraft in der Großtagespflegestelle  
  
Eine qualifizierte Ersatzbetreuung bei Ausfall einer Kindertagespflegeperson soll vorgehalten 
werden.  
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Die Großtagespflegestelle erhält einen monatlichen Maximalzuschuss von 450,00 €, sofern und 
für den Zeitraum, für den sie eine Zusatzkraft beschäftigt. Weitere anfallende Kosten werden 
von der Großtagespflegestelle getragen. Die Zusatzkraft verfügt über eine gültige Pflegeerlaub-
nis.  
 
Die Tätigkeit im Rahmen der Vertretung setzt sich aus der tatsächlichen Vertretung, der Koope-
rationspflege und Bindungsarbeit mit Kindertagespflegepersonen, Eltern und Kindern zusam-
men.   
 
 
 
 

8. Betreuung von Kindern mit Behinderung in der Kindertagespflege  

  
8.1 UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen  

  
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behindertenrechtskon-
vention) schreibt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Bildung und Chancengleich-
heit fest.   
  
Jedes Kind hat einen Anspruch auf Bildung und Förderung seiner Persönlichkeit in der Kinder-
tagesbetreuung. Zielrichtung dieses Bildungsauftrages ist es, die Kinder individuell zu fördern 
und an ihrem Wohl zu orientieren. Auch im Rahmen der Kindertagespflege soll nun das Recht 
auf Inklusion realisiert werden.    
  
  

8.2 Weitergehende Voraussetzungen  

  
Eine Kindertagespflegeperson, die Kinder mit Behinderungen betreut, muss neben den Voraus-
setzungen nach § Ziff. 6 dieser Richtlinien über folgende weitere persönliche Voraussetzungen 
verfügen:   
  

• Die Kindertagespflegeperson hat eine positive Grundhaltung Kindern mit Behinderungen 

gegenüber. Hieraus resultiert ihre Bereitschaft und Motivation Kinder mit Behinderungen 

inklusiv zu betreuen.   

• Sie ist bereit, sich mit verschiedenen Behinderungsbildern auseinanderzusetzen.  

• Sie verfügt über eine erhöhte Kommunikationskompetenz und Kooperationsbereitschaft 

gegenüber Eltern, Fachberatung, medizinischen Diensten und anderen Institutionen.  

• Es besteht die Bereitschaft, sich regelmäßig fachspezifisch weiterzubilden.  

• Es besteht die Bereitschaft, den inklusiven Gedanken in die eigene Konzeption aufzuneh-

men und diesen dann auch in die tägliche Arbeit umzusetzen.  

• Es besteht ein erhöhtes Verantwortungsbewusstsein.  

• Eine mehrjährige Tätigkeit als Kindertagespflegeperson (mit mehreren Kindern) ist wün-

schenswert.  

  
Die Räumlichkeiten entsprechen den Bedarfen des Kindes mit Behinderung.  
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Die Kindertagespflegeperson, die ein Kind mit Behinderung betreuen will, soll eng mit einer 
weiteren Kindertagespflegeperson zusammenarbeiten, die ebenfalls über eine Zusatzqualifika-
tion zur Betreuung von Kindern mit Behinderungen verfügt. Im Vertretungsfall würde diese 
Kindertagespflegeperson die Betreuung des Kindes mit Behinderung übernehmen.  
  
 
 
  

8.3 Qualifizierung  

Ergänzend zu Ziff. 6.4 dieser Richtlinien hat die Kindertagespflegeperson eine im Vorfeld durch 
das Landesjugendamt zu genehmigende Zusatzqualifizierung mit dem Schwerpunkt Kinder mit 
Behinderung / inklusive Arbeit mit einem Umfang von 100 Unterrichtseinheiten zu absolvieren. 
Hiervon ausgenommen sind Kindertagespflegepersonen mit heilpädagogischer Ausbildung und 
einer 160 Std. Qualifizierung (QHB und DJI).  
 
 
Die Bereitschaft zur regelmäßigen Fortbildung mit mindestens einem Umfang von fünf Stunden 
im Jahr mit dem Schwerpunkt Kinder mit Behinderung / inklusive Arbeit zusätzlich zu den 9 
Stunden nach 6.4.3, wird vorausgesetzt.   
 
 
Des Weiteren nehmen diese Kindertagespflegepersonen vierteljährlich an einem Treffen der 
Kindertagespflegepersonen zum Thema „Kinder mit Behinderungen“ mit den zuständigen Fach-
beratungen teil.  
  
  

8.4 Voraussetzungen der Finanzierung  

  
Die Gewährung eines erhöhten Kindertagespflegegeldes für die Betreuung von Kindern mit Be-
hinderungen setzt voraus, dass durch das Landesjugendamt eine Anerkennung des Kindes als 
Kind mit Behinderung nach den §§ 53, 54 SGB XII erfolgt und dem Jugendamt die LWL-Pau-
schale für das Kind bewilligt wurde.  
  
Folgende Unterlagen sind dem Jugendamt für den „Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
zum behinderungsbedingten Mehraufwand nach den Übergangsregelungen des LWL über die  
Förderung  von  Kindern  mit  Behinderung  in  der  Kindertagespflege“  durch  die  
Kindertagespflegeperson vorzulegen:  
  

• Pädagogische Konzeption der Kindertagespflegestelle nach § 17 KiBiz  

• Einverständniserklärung der Erziehungsberechtigten mit Bestätigung der Kindertages-

pflegeperson (Datenschutz)  

• Teilhabe- und Förderplanung  

  
Die Kindertagespflegeperson muss über eine Qualifizierung nach Ziff. 8.3 der Richtlinien verfü-
gen.   
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8.5 Qualifizierungskosten  

  
Die Qualifizierungskosten nach Absatz 1 der Ziff. 7.3 werden zur Hälfte vom Jugendamt erstat-
tet. Sobald ein Kind mit anerkannter Behinderung vermittelt wird, steigt der LWL in die Kosten-
erstattung mit ein. Anfallende Kosten wie Fahrtkosten, Übernachtung und Verpflegung werden 
nicht erstattet.  
  
  

8.6 Fachberatung  

  
Die Fachberatung berät die Kindertagespflegeperson – über die Leistungen nach Ziff. 2 der 
Richtlinien hinaus - regelmäßig bei allen Fragen zur Kindertagespflege und zu den Betreuungs- 
und Förderbedarfen der Kinder mit Behinderung. Auch bei konzeptionellen Fragestellungen 
steht die Fachberatung zur Verfügung.  
 
 

9. Gewährung von Geldleistungen für die Kindertagespflegepersonen  

Voraussetzung für die Gewährung der Geldleistungen an die Kindertagespflegepersonen ist:  
  

1. eine gültige Pflegeerlaubnis  

2. ein Fortbildungsnachweis i. S. v. Ziffer 6.4.3 und 6.4.4 der Richtlinien  

3. der Bewilligungsbescheid an die Personensorgeberechtigten  

4. dass für jedes der Kindertagespflegeperson zugeordnete Kind mindestens eine Stunde pro 

Betreuungswoche für die mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit geleistet wird. 

 
  

 
 
 
9.1 Laufende Geldleistungen nach § 23 Abs. 2 Ziffer 1 und 2 SGB VIII  
  

Kindertagespflegepersonen, die von der Fachberatung vermittelt wurden, erhalten für die Be-
treuung der Kinder aus dem Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes Greven eine laufende 
Geldleistung entsprechend der Kriterien des § 23 Abs. 2 Ziff. 1 und 2 SGB VIII. Die laufende 
Geldleistung bemisst sich an dem von der Fachberatung in Abstimmung mit den Erziehungs-
berechtigten ermittelten Betreuungsbedarf des Kindes und an der Qualifikation der Kinderta-
gespflegeperson.  
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Die Auszahlung erfolgt als Pauschale monatlich pro Kind nach der Leistungstabelle Kinderta-
gespflege:  
  

Leistungstabelle Kindertagespflege  
 

(ab 01.08.2021)  
 

Std./Woche 10 15 20 25 30 35 40 45 50 55 

Grundqualifikation 
DJI 

180,00 € 271,00 € 361,00 € 452,00 € 542,00 € 632,00 € 723,00 € 813,00 € 903,00 € 994,00 € 

Vollqualifikation 
DJI 

241,00 € 361,00 € 482,00 € 602,00 € 723,00 € 843,00 € 964,00 € 1.084,00 € 1.205,00 € 1.325,00 € 
Grundqualifikation 
QHB 

Vollqualifikation 
QHB 

247,00 € 370,00 € 494,00 € 617,00 € 741,00 € 864,00 € 988,00 € 1.111,00 € 1.235,00 € 1.358,00 € 

 
 

  
Grundsätzlich ist der Antrag auf Gewährung der Geldleistungen schriftlich von den Personen-
sorgeberechtigten beim Jugendamt der Stadt Greven zu stellen.  
  
Der Anspruch auf diese Geldleistungen beginnt zum 1. des Monats, in dem die Betreuung nach 
Betreuungsvertrag beginnt, jedoch frühestens mit dem 1. des auf die Antragstellung folgenden 
Monats. Der Antrag soll grundsätzlich vier Wochen vor Betreuungsbeginn vorliegen. Die Betreu-
ung beginnt mit der Eingewöhnungsphase.  
   
Die Bewilligung orientiert sich am Kindergartenjahr und erfolgt für maximal 18 Monate.  
  
Veränderungen sind dem zuständigen Jugendamt frühzeitig - mindestens vier Wochen vor Ein-
tritt der Änderung - schriftlich mitzuteilen. Sie treten zum 01. des nächsten Monats in Kraft. 
Das geänderte Stundenkontingent ist für drei Monate bindend. Höherbuchungen sind bei nach-
gewiesenem Bedarf auch ausnahmsweise kurzfristig möglich.  
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9.2 Anpassungsklausel nach KiBiz  

Ab dem Kindergartenjahr 2021/22 erfolgt eine jährliche Anhebung auf Grundlage der von der 
obersten Landesjugendbehörde veröffentlichten Fortschreibungsrate (vgl. § 37 Abs. 2 KiBiz). Die 
Beträge werden nach mathematischen Regeln auf volle Eurobeträge gerundet.   

  
  

9.3 Mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit  
  
Für mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit erhalten die Kindertagespflegepersonen eine  
Stunde pro Kind und Betreuungswoche nach dem Tabellenwert der Vollqualifikation (§ 24 Abs. 
III Nr. 6 KiBiz) vergütet. Diese Vergütung wird für jedes Kind, das sich planmäßig länger als 
sechs Monate ausschließlich in der Kindertagespflege befindet, gewährt.  
  
  

9.4 Leistungsentgelt bei besonderen Betreuungsbedarfen  
  

9.4.1 Randzeitenbetreuung  
  
Kindertagespflegepersonen, die Kinder in Randzeiten in Ergänzung zu institutionellen Betreu-
ungsangeboten für bis zu 15 Wochenstunden betreuen, erhalten einen Zuschlag in Höhe von 
25 % auf das gebuchte Stundenkontingent. Voraussetzung ist, dass der Betreuungsbedarf des 
Kindes regelmäßig um mehr als eine Stunde außerhalb der Öffnungszeit der Kindertagesein-
richtung oder der Grundschule / OGS liegt (§ 23 Abs. 1 S. 1 KiBiz). Dies gilt nicht für Kinder 
mit Behinderungen, für die ein erhöhtes Leistungsentgelt gezahlt wird.   
  
  

9.4.2 Nachtbetreuung  
  
Betreuungszeiten zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr werden nur zur Hälfte bei der Ermittlung 
des benötigten Stundenkontingentes berücksichtigt.  
  
  

9.4.3 Kinder mit besonderem Förderbedarf   
  
Jedes Kind mit anerkannter Behinderung durch das Landesjugendamt belegt zwei reguläre 
Plätze der Kindertagespflegeperson und mindert damit die maximale Platzzahl. Daher wird die 
Vergütung im Umfang der tatsächlichen Betreuungszeit mindestens verdoppelt.   
  
Darüber hinaus können Leistungen bis zum 3,5-fachen Satz des gebuchten Betreuungskontin-
gentes unter Berücksichtigung fachlicher Stellungnahmen gewährt werden (ggf. Pflegekinder-
dienst, Allgemeiner Sozialer Dienst, Medizinischer Dienst).  
  
Bei Kindern mit ärztlich festgestelltem besonderem Förderbedarf, bei denen noch keine Fest-
stellung durch das Landesjugendamt getroffen wurde, erhält die Kindertagespflegeperson 
ebenfalls ein bedarfsgerechtes Betreuungsentgelt.   
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9.5 Betreuungsfreie Zeit    

Kindertagespflegepersonen und Erziehungsberechtigte haben sich zu Beginn bzw. bei Weiter-
bewilligung der Kindertagespflege über die betreuungsfreien Zeiten zu verständigen. Die ver-
einbarten betreuungsfreien Zeiten sollen einen Zeitraum von mindestens 20 Arbeitstagen pro 
Kalenderjahr bei einer 5 Tage-Woche umfassen. Sie dürfen 25 Arbeitstage pro Kalenderjahr bei 
einer 5 Tage-Woche nicht überschreiten. Das Jugendamt finanziert die betreuungsfreie Zeit für 
maximal 25 Tage. Bei weniger als 5 Arbeitstagen pro Woche reduziert sich die Finanzierung der 
betreuungsfreien Zeiten anteilig. Sollte eine Verständigung für diese Zeiten nicht möglich sein, 
so hat die Kindertagespflegeperson die entsprechende Vertretung zusammen mit der Fachbera-
tung zu organisieren.  
 
Entscheiden sich Kindertagespflegepersonen für mehr als die ihnen zustehenden betreuungsfreien 
Tage, so müssen diese den Eltern vor Betreuungsbeginn angegeben werden.   
Dem Jugendamt sind die im laufenden Kalenderjahr vereinbarten betreuungsfreien Tage bis spä-
testens zum 31.12. nachzuweisen. Werden die zustehenden betreuungsfreien Tage überschritten, 
ist das entsprechende anteilige Entgelt (ausgehend vom durchschnittlichen Entgelt des betreffen-
den Jahres) zu erstatten. Die Verrechnung erfolgt mit der Geldleistung für den Februar des Folge-
jahres.  
Der Elternbeitrag bleibt hiervon unberührt. Liegt die Urlaubsmeldung des betreffenden Jahres 
nicht spätestens bis zum 31.01. des Folgejahres vor, kann die Auszahlung für Februar nicht recht-
zeitig erfolgen und erst bei Vorlage nachgeholt werden. 
  
  

9.6 Leistungen bei Krankheit  
  
Die Kindertagespflegeperson hat ihre Erkrankung unverzüglich den Sorgeberechtigten der von 
ihr betreuten Kinder und der Fachberatung, verbunden mit einer Aussage der voraussichtlichen 
Dauer der Erkrankung, mitzuteilen. Im Rahmen einer Krankheitsvertretung haben sich die Kin-
dertagespflegepersonen und die Eltern schnellstmöglich über eine Vertretungsregelung zu ver-
ständigen. 
  
Sollte dann mit einem ärztlichen Attest / einer ärztlichen Bescheinigung bestätigt werden, dass 
der Ausfall länger andauert, so kann eine fortlaufende Zahlung des Kindertagespflegegeldes er-
folgen. Zusätzlich hierzu erhält auch die Vertretungskraft ein Kindertagespflegegeld ausge-
zahlt. Hierbei ist wichtig, dass im ärztlichen Attest eine voraussichtliche Dauer und der genaue 
Beginn der Erkrankung benannt werden.  
  
Die Zahlung an die Vertretungskraft wird mit Beginn der Vertretung bis max. zur Beendigung 
der sechsten Woche fortgeführt. Die Abrechnung erfolgt nach tatsächlich betreuten Stunden. 
Hierfür ist ein Stundenzettel vorzulegen. Nach Ablauf der sechs Wochen ist in Absprache mit 
den Eltern, den beteiligten Kindertagespflegepersonen und der Fachberatung zu klären, wie die 
Betreuung des Kindes in der nächsten Zeit erfolgen soll. Ab der siebten Woche wird nur noch 
ein Kindertagespflegegeld gezahlt.  
  
Um im Krankheitsfall (Erkrankung länger als sechs Wochen) Einnahmeausfälle zu verhindern, 
wird  
Kindertagespflegepersonen empfohlen, eine Krankentagegeldversicherung abzuschließen (s. 
Ziffer 9.9.4).  
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9.7 Vertretung   

  
Vertretung im erforderlichen Maße wird über Freihaltepauschalen und individuelle Absprachen 
zwischen Kindertagespflegepersonen gesichert. Hierbei sollen bestehende Kooperationsbezüge 
der Kindertagespflegepersonen verstärkt berücksichtigt werden. Die Entscheidung über die In-
anspruchnahme einer Freihaltepauschale muss mit der Fachberatung getroffen werden.  
  
Die Tätigkeit im Rahmen der Vertretung setzt sich aus der tatsächlichen Vertretung, der Koope-
rationspflege und Bindungsarbeit mit Kindertagespflegepersonen, Eltern und Kindern zusam-
men.  
  
Voraussetzung für eine Freihaltepauschale ist, dass eine Kindertagespflegeperson einen Platz 
„freihält“ und im Bedarfsfall, nach Absprache mit der Fachberatung, zur Verfügung stellt. Der 
freie Platz wird in dem Maße vergütet, den eine qualifizierte Kindertagespflegeperson für die 
Betreuung eines Kindes mit 25 Wochenstunden erhalten würde. Die Anzahl der Freihalteplätze 
ist durch das Jugendamt begrenzt.   
  
Geht in einem Einzelfall die tatsächliche Vertretung über 25 Wochenstunden hinaus, werden 
die zusätzlichen Stunden vergütet. Dafür muss die Betreuungszeit für einen gesamten Kalen-
dermonat über 25 Wochenstunden/107,5 Stunden pro Monat (25 Std. x 4,3 = 107,5 Std.) hin-
ausgehen. Werden im Vertretungsfall weniger Stunden benötigt, wird die Freihaltepauschale 
weitergezahlt.   
  
 
  

9.8 Betriebskostenzuschuss in der Großtagespflege  
  
Großtagespflegestellen, die von selbständigen Kindertagespflegepersonen betrieben werden, 
können auf Antrag einen Betriebskostenzuschuss erhalten, wenn die Einrichtung mit der Be-
darfsplanung der Jugendhilfeplanung abgestimmt ist und ein bedarfsgerechtes Betreuungsan-
gebot vorgehalten werden kann.  
  
Der Betriebskostenzuschuss soll die Hälfte der nachgewiesenen Betriebskosten abdecken. Maxi-
mal werden monatlich 600,00 € gezahlt. Als Betriebskosten werden die monatliche Kaltmiete 
incl. Mietnebenkosten, Energiekosten und Versicherungen anerkannt. Im Falle von Eigentum 
wird für die Berechnung eines Betriebskostenzuschusses die aktuelle Netto-Kaltmiete, gestaf-
felt nach Wohnungsgröße und Wohnort (Standort GTP) zugrunde gelegt. Nebenkosten werden 
wie o. g. anerkannt. Für diejenigen, die bislang einen höheren Zuschuss erhalten haben, gilt 
eine Besitzstandswahrung.   
  
  

9.9 Leistungen der Sozialversicherung gem. § 23 Abs. 2 Nr. 3 und 4 SGB VIII  
  

9.9.1 Unfallversicherung (§ 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII)  
  
Die selbständigen Kindertagespflegepersonen sind verpflichtet, sich mit Beginn ihrer Tätigkeit 
bei der Berufsgenossenschaft für Gesundheits- und Wohlfahrtspflege anzumelden und nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit wieder abzumelden.  
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 Die Beiträge werden in voller Höhe erstattet, wenn die Kindertagespflegeperson im vergange-
nen Jahr drei Monate betreut hat und darüber hinaus für die Betreuung zur Verfügung steht. 
Besteht innerhalb eines Jahres kein Betreuungsverhältnis und steht die Kindertagespflegeperson 
nicht weiter zur Verfügung, besteht kein Anspruch auf Zahlung der Beträge.  
 

9.9.2 Alterssicherung (§ 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII) 
 
Die Kindertagespflegepersonen sind verpflichtet, sich bei der Deutschen Rentenversiche-
rung anzumelden, sobald der Gewinn im steuerrechtlichen Sinne mehr als monatlich 450,00 
€ beträgt. 
 
Die anfallenden Beträge zur gesetzlichen Versicherung werden vom J u g e n d a m t  hälftig 
erstattet. 
 
Bei einer steuerlichen Gewinnerwartung von weniger als monatlich 450,00 € können sich 
die Kindertagespflegepersonen privat oder freiwillig gesetzlich versichern. In diesen Fällen 
erfolgt eine hälftige Erstattung des Mindestsatzes der gesetzlichen Rentenversicherung. 
  

9.9.3  Kranken- und Pflegeversicherung (§ 23 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII)   
  
Kindertagespflegepersonen, sofern sie nicht beitragsfrei in der Familienkasse versichert sind, 
müssen sich selbst krankenversichern.  
  
Die Erstattung erfolgt in Höhe von 50% eines angemessenen Beitrages. Als angemessen gilt 
der Regelbeitrag für Selbständige in der gesetzlichen Krankenversicherung oder der Beitrag für 
eine private Krankenversicherung mit vergleichbaren Leistungen. 
 

9.9.4 Krankentagegeldversicherung  
  
Kindertagespflegepersonen können sich im Krankheitsfall gegen Einnahmeausfälle absichern, 
die sich an den regelmäßigen Einnahmen der Kindertagespflegeperson orientieren. Daraus 
ergibt sich ein Anspruch auf Krankengeld und Mutterschaftsgeld. Hierfür werden die anfallen-
den Kosten zur Hälfte erstattet. Für die Zeit des Bezuges von Leistungen hieraus, besteht 
eine Beitragsfreiheit.  
 
 

9.9.5 Auszahlungsmodalitäten  
  
Die Erstattung erfolgt auf Antrag. Die Leistungsbescheide der Versicherungsträger sind Grund-
lage der Antragsstellung und vollständig und lückenlos, spätestens innerhalb von vier Wochen 
nach Erhalt einzureichen. Bei späterer Vorlage werden die Beiträge erst ab dem Monat des Ein-
gangs erstattet.  
  
 9.10  Investitionskostenzuschuss   
  
Das Land NRW fördert Investitionsmaßnahmen, soweit die Maßnahmen der Schaffung und In-
betriebnahme neuer Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren dienen.  Gefördert werden 
investive Maßnahmen in der Wohnung der Kindertagespflegeperson oder in anderen geeigneten 
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Räumen. Die Förderung zur Schaffung von neuen Plätzen in Großtagespflege und Kindertages-
pflege in anderen geeigneten Räumen weicht von der Förderung in der Wohnung der Kinderta-
gespflegeperson ab. 
 
Die Fördermittel des Landes bzw. des Bundes sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. Sollte eine 
Förderung über diese Mittel nicht möglich sein, kann durch das Jugendamt Greven im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel eine Pauschale bewilligt werden.  
  
Voraussetzung hierfür ist, dass sich die Kindertagespflegeperson verpflichtet, die Tätigkeit für 
die nächsten zwei Jahre auszuüben. Die Anschaffungen sind entsprechend nachzuweisen.   
  
Um fortlaufend eine gute Ausstattung der Kindertagespflege zu gewährleisten, können Kin-
dertagespflegepersonen fünf Jahre nach letzter investiver Förderung erneut einen Investiti-
onskostenzuschuss in Höhe von 500 € für ihre Tagespflegestelle beantragen.  

 
 9.11  Ausstattung  
  
Kindertagespflegepersonen, die ein Kind mit anerkannter Behinderung betreuen, können auf 
Antrag einmalig einen Zuschuss von bis zu 500 Euro für den Kauf behindertengerechter Gegen-
stände stellen. Leistungen der Krankenkasse, der Pflegekasse und/oder des Sozialamtes sind 
vorrangig in Anspruch zu nehmen.   
   

10. Zahlungsmodalitäten  

  
Die erste Auszahlung der Pauschalen erfolgt jeweils zum 25. des laufenden Monats.  
Veränderungen der Betreuungszeiten sind dem Jugendamt Greven frühzeitig - mindestens vier 
Wochen vor Eintritt der Änderung - schriftlich mitzuteilen. Sie treten zum 01. des nächsten 
Monats in Kraft.  
  
Das geänderte Stundenkontingent ist für drei Monate bindend.  

11. Beendigung des Betreuungsverhältnisses  

  
Vor Ablauf des Bewilligungszeitraums bedarf die Beendigung des Betreuungsverhältnisses 
einer schriftlichen Kündigung. Die Kündigungsfrist beträgt 4 Wochen zum Monatsende. Das 
Jugendamt ist unverzüglich über die Kündigung bzw. Beendigung zu informieren. Eine  
Kündigung durch die Kindertagespflegeperson ist nur aus triftigem Grund möglich. Bevor ein 
Platz von der Kindertagespflegeperson gekündigt wird, hat diese zwingend die Fachberatung 
einzuschalten.   
   
Eine Kündigung der Kindertagespflege zum 31. Mai und zum 30. Juni ist ausgeschlossen.  
Außerordentliche Kündigungen sind mit der Fachberatung abzustimmen. Eine Aufhebung der 
Betreuungsvereinbarung im gegenseitigen Einvernehmen nach Rücksprache mit der Fachbera-
tung des Jugendamtes jeweils zum Ende des laufenden Monats ist möglich.   
  
Sollten im Betreuungsvertrag zwischen Eltern und Kindertagespflegepersonen andere Kündi-
gungsfristen vereinbart worden sein, hat dies keine Auswirkungen auf die Einstellung der Zah-
lung.  
   

12. Elternbeitrag   
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Die Beitragspflichtigen i. S. d. § 2 der Elternbeitragssatzung des Jugendamtes Greven in der 
jeweils gültigen Fassung haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen 
monatlichen Beitrag zu den Aufwendungen für die Kindertagespflege zu leisten. Die Höhe 
richtet sich nach der Elternbeitragssatzung in der jeweils gültigen Fassung. Der Beitrag ist un-
abhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme zu leisten. Der Elternbeitrag ist in voller 
Höhe für jeden Monat zu entrichten, auch wenn das Betreuungsverhältnis nur für einen Teil 
des Monats bestanden hat.   
   

13. Zahlungen der Personensorgeberechtigten an die Kindertagespflegeperson  

  
Mit der Pauschale entsprechend der Leistungstabelle sind alle Sachaufwendungen und Förder-
leistungen abgegolten. Gemäß § 3 Abs. 7 der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen 
kann ein angemessenes Entgelt für Hauptmahlzeiten von den Kindertagespflegepersonen ver-
langt werden.   
 Weitere Zuzahlungen sind nicht zulässig.  
 

14. Inkrafttreten  

  
Die Richtlinien zur Förderung der Kindertagespflege des Jugendamtes Greven treten zum 
01.08.2021 in Kraft.  
Die bisherigen Richtlinien des Jugendamtes Greven für die Kindertagespflege nach dem Sozial-
gesetzbuch VIII (SGB VIII) treten mit Ablauf des 31.07.2021 außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO wird hingewiesen. 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW lautet wie folgt: 
"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt." 

 
48268 Greven, 24.06.2021 
 
 
gez. 
Dietrich Aden 
Bürgermeister 
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Wahlordnung für die Wahl des Beirates für Senioren und Seniorinnen der Stadt Greven 
 

Gemäß der §§ 7, 41 Abs. 1 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW.S.666) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetztes vom 11. April 2019 
(GV.NRW.S.202), hat der Rat der Stadt Greven in seiner Sitzung vom 22. Juni 2021 fol-
gende Wahlordnung für die Wahl des Beirates für Senioren und Seniorinnen der Stadt 
Greven beschlossen:  

 
§ 1  

Geltungsbereich / Zuständigkeit 

(1) Wahlgebiet ist das Gebiet der Stadt Greven.  

(2) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahl obliegt dem Bürgermeister/der Bürgermeis-

terin als Wahlleiter/in. Die Wahl wird ausschließlich als Briefwahl durchgeführt. Der Bür-

germeister/Die Bürgermeisterin legt die erforderliche Anzahl der Briefwahlvorstände fest. 

 

§ 2 

Wahlorgane 

Wahlorgane sind 
- der Bürgermeister/die Bürgermeisterin als Wahlleiter/in, 

- der/die allgemeinen Vertreter/in des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin als stellver-

tretende/r Wahlleiter/in, 

- der Wahlausschuss, 

- der/die Briefwahlvorsteher/in, und der Briefwahlvorstand. In den Briefwahlvorstand 

kann jeder gewählt werden, der das 18. Lebensjahr vollendet hat. 

 

§ 3 

Wahlausschuss 

(1) Der für die Kommunalwahlen zuständige Wahlausschuss ist der Wahlausschuss für die 

Wahl des Seniorenbeirates. 

(2) Der Wahlausschuss entscheidet über die Zulassung von Wahlvorschlägen spätestens am 

42. Tag vor der Wahl. 

(3) Der Wahlausschuss stellt das Wahlergebnis fest. 

 

§ 4 

Wahltag 

(1) Der Wahltag ist ein Mittwoch. 

(2) Der Wahltag wird vom Wahlleiter/ von der Wahlleiterin festgelegt und spätestens 10 Wo-

chen vor der Wahl öffentlich bekannt gemacht. Mit der Bekanntmachung des Wahltages 

fordert der Wahlleiter/die Wahlleiterin öffentlich zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

auf. 

(3) Die Briefwahl beginnt mit der Zustellung der Wahlunterlagen und endet am Wahltag um 

12:00 Uhr. 
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§ 5 

Wahlberechtigung 

(1) Wahlberechtigt sind alle Einwohner*innen, die am Wahltag das 60. Lebensjahr vollendet 

haben und seit mindestens 42 Tagen ihren Hauptwohnsitz in der Stadt Greven haben. 

(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge eines Richterspruchs in der Bundesrepublik 

Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt. 

 

 

§ 6 

Wählbarkeit 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten im Sinne des § 5 dieser Wahlordnung. 

 

(2) Nicht wählbar ist, wer 

- am Wahltag infolge eines Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-

kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt. 

- Mitglied im Rat der Stadt Greven ist. 

 

§ 7 

Wählerverzeichnis 

(1) Zur Durchführung der Wahl legt der Wahlleiter/die Wahlleiterin ein Wählerverzeichnis, 

bezogen auf die einzelnen Wahlbezirke, an.  

(2) In dem Verzeichnis werden alle Personen erfasst, die am 42. Tag vor dem Wahltag wahl-

berechtigt sind.  

(3) Im Wählerverzeichnis werden die Wahlberechtigten unter Angabe des Familiennamens, 

des Vornamens, Geburtsdatums sowie der Anschrift unter fortlaufender Nummer des 

Wahlbezirkes verzeichnet.  

(4) Das Wählerverzeichnis wird vom 25. bis zum 21. Tag vor der Wahl zu den allgemeinen 

Öffnungszeiten der Stadt Greven zur öffentlichen Einsicht bereitgehalten. Zeit und Ort 

der Bereithaltung zur Einsichtnahme werden spätestens am 28. Tag vor der Wahl öffent-

lich bekannt gemacht.  

(5) Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann innerhalb der Ein-

sichtsfrist bei der Stadt Greven schriftlich oder zur Niederschrift Einspruch einlegen. Über 

den Einspruch entscheidet der Bürgermeister/die Bürgermeister. 

 

§ 8 

Wahlvorschläge 

 

(1) Wahlvorschläge können bis zum 49. Tag vor der Wahl, 15:00 Uhr, beim Wahlleiter/bei der 

Wahlleiterin eingereicht werden. Wahlvorschläge können nur von einzelnen Wahlberech-

tigten (Einzelbewerbenden) eingereicht werden. Jede wahlvorschlagsberechtigte Person 

kann nur einen Wahlvorschlag einreichen. Zur Wahl vorgeschlagen werden können nur 

gem. § 6 wählbare Einzelbewerber/innen.  

 

(2) Der Wahlvorschlag muss Vornamen, Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das Ge-

burtsdatum, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung der Wahlbewerberin bzw. des 



 

197   Amtsblatt Stadt Greven 19/2021 
 

Wahlbewerbers enthalten. Als Wahlbewerber/in kann jede wahlberechtigte Person der Ge-

meinde benannt werden, sofern sie ihre Zustimmung schriftlich auf dem hierfür vorgese-

henen amtlichen Vordruck erteilt hat. 

 

(3) Bei Fragen zum Wahlvorschlag wendet sich die Wahlleiterin an den bzw. die Wahlvor-

schlagsträger/in oder den bzw. die Wahlbewerber/in. 

 

(4) Für das Wahlvorschlagsverfahren sind die amtlichen Formblätter zu verwenden, die das 

Wahlamt bereithält. 

(5) Dem Wahlvorschlag beizufügen sind: 

 

a) Die schriftliche Erklärung des Bewerbers/der Bewerberin, dass er/sie der Aufstel-

lung zustimmt, 

b) Die Bescheinigung der Wählbarkeit durch die örtliche Meldebehörde 

 

(6) Verstirbt ein/e Wahlbewerber/in nach der Zulassung des Wahlvorschlages durch den 

Wahlausschuss und vor dem Wahltag, bleibt das von ihr/ihm erzielte Wahlergebnis bei der 

Besetzung des Beirates für Seniorinnen und Senioren der Stadt Greven unberücksichtigt. 

Die frei gebliebene Stelle im Gremium wird im Nachrückverfahren durch die/den folgend 

erfolgreichste/n Wahlbewerber/in besetzt. 

 

§ 9 

Ungültige Wahlvorschläge 

(1) Wahlvorschläge sind insbesondere dann ungültig, wenn 

 

- sie nicht fristgerecht gem. § 8 Abs. 1 bei der Wahlleitung eingereicht worden sind, 

- sie nicht auf den von der Wahlleitung zur Verfügung gestellten Formblättern erfolgt 

sind, 

- sie nicht die für die Wahlvorschläge und die Bewerbung vorgeschriebenen Angaben 

enthalten oder wenn diese nicht lesbar sind, 

- die Zustimmung des Bewerbers/der Bewerberin fehlt. 

 

(2) Mängel in den Wahlvorschlägen können bis zum Ablauf der Einreichungsfrist, die öffent-

lich bekannt gegeben wird, beseitigt werden. 

 

(3) Enthalten Wahlvorschläge nicht wählbare Personen, so sind diese Wahlvorschläge nichtig. 

 

§ 10 

Wahlbekanntmachung 

Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin macht spätestens am 28. Tag vor dem Wahltermin öf-

fentlich bekannt:  

a) das Briefwahlverfahren, 

b) die Wahlbezirke, 

c) den Wahltermin, 
d) Beginn und Ende der Wahlzeit,  
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e) den Hinweis auf den amtlichen Charakter der Stimmzettel und deren Zustel-
lung,  

f) den Hinweis darauf, dass jede(r) Wahlberechtigte nur eine Stimme hat. 

 

§ 11 

Briefwahlunterlagen 

(1) Allen Wahlberechtigten, die im Wählerverzeichnis eingetragen sind, werden rechtzeitig 

vor der Wahl ohne Antragstellung die erforderlichen Unterlagen für die Briefwahl zuge-

sandt. 

 

(2) Die Briefwahlunterlagen enthalten zumindest: 

- den Wahlschein, 

- den Stimmzettel, 

- den adressierten Wahlbriefumschlag und den Stimmzettelumschlag, 

- ein Infoblatt mit Informationen über die Funktionen des Beirates für Seniorinnen und 

Senioren sowie Informationen über die Kandidatinnen/Kandidaten nebst Lichtbild (Ab-

stimmungsheft) und Hinweise zum Ablauf der gültigen Stimmabgabe im Wege der 

Briefwahl. 

 

(3) Die ausgefüllten Briefwahlunterlagen müssen spätestens bis zum Wahltag um 12:00 Uhr 

beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin eingegangen sein. 

 

§ 12 

Stimmzettel 

(1) Die zugelassenen Wahlvorschläge werden mit Namen, Vornamen und Geburtsjahr in den 

Stimmzettel aufgenommen. 

 

(2) Die Wahlvorschläge erscheinen in alphabetischer Reihenfolge. 

 

§ 13 

Stimmabgabe 

(1) Der Wähler/Die Wählerin hat eine Stimme. Sie wird geheim abgegeben. 

(2) Der Wähler/Die Wählerin hat dem Wahlleiter/der Wahlleiterin in einem verschlossenen 

Wahlbriefumschlag  

 
-seinen/ihren Wahlschein und 
 
in einem  besonderen,  verschlossenen  Stimmzettelumschlag  seinen/ihren  Stimmzettel  

 

so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief am Wahltag bis 12:00 Uhr bei ihm/ihr 

eingeht. Auf dem Wahlschein hat der Wähler/die Wählerin bzw. die Hilfsperson an Eides 

statt zu versichern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen des 

Wählers/der Wählerin gekennzeichnet worden ist.  
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(3) Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin sammelt die Wahlbriefe und hält sie bis zur Ermittlung 

des Wahlergebnisses unter Verschluss. 

  

§ 14 

Öffentlichkeit 

Während der Ermittlung des Briefwahlergebnisses hat jedermann Zutritt, soweit das ohne 

Störungen der Ergebnisermittlung möglich ist.  

 

§ 15 

Ermittlung des Briefwahlergebnisses 

(1) Die Ermittlung des Briefwahlergebnisses obliegt den Wahlvorständen nach Maßgabe ih-

rer Einteilung durch den Wahlleiter/der Wahlleiterin auf die Wahlbezirke. Die Ermittlung 

des Briefwahlergebnisses beginnt am auf den Wahltag folgenden Tag um 9:00 Uhr in 

den vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin bestimmten Räumlichkeiten der Stadtverwal-

tung. 

 

(2) Der Briefwahlvorstand öffnet den Wahlbrief, prüft die Gültigkeit der Stimmabgabe und 

legt den Wahlumschlag im Falle der Gültigkeit der Stimmabgabe ungeöffnet in die 

Wahlurne. 

 

(3) Wahlbriefe sind zurückzuweisen, wenn 

 

a) der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist 

b) dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beiliegt, 

c) dem Wahlbriefumschlag kein Wahlumschlag beigefügt ist, 

d) weder der Wahlbriefumschlag noch der Wahlumschlag verschlossen ist,  

e) der Wahlbriefumschlag mehrere Wahlumschläge, aber nicht eine gleiche Anzahl gültiger 

und mit den vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt versehener Wahlscheine ent-

hält,  

f) der Wähler/die Wählerin oder die Person seines/ihres Vertrauens die vorgeschriebene Ver-

sicherung an Eides statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,  

g) kein vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin herausgegebener Wahlumschlag benutzt wor-

den ist,  

h) ein Wahlumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis ge-

fährdenden Weise von den übrigen abweicht.  

Ist ein Wahlschein vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin für ungültig erklärt, so ist der Wahl-

brief samt Inhalt auszusondern. Werden Bedenken gegen die Gültigkeit eines Wahlscheines 

erhoben, so ist der betroffene Wahlbrief samt Inhalt auszusondern und besonders über seine 

Zulassung zu befinden. Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wäh-

ler*innen gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.  

 

(4) Der Briefwahlvorsteher/Die Briefwahlvorsteherin öffnet die Wahlurne und entnimmt die 

Wahlumschläge. Diese werden von den Mitgliedern des Wahlvorstandes geöffnet und die 
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Stimmzettel entnommen. 

(5) Die Wahlvorstände stellen die Zahlen  

a) der Wähler*innen anhand der Wahlumschläge,  

b) der ungültigen und gültigen Stimmen,  

c) der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen  

durch Zählung fest. Die Zahl der Wahlberechtigten entspricht der Zahl der im ggf. be-

richtigten Verzeichnis der Wahlberechtigten aufgeführten Personen.  

(6) Ungültig sind Stimmzettel, 

a) Die nicht vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin herausgegeben worden sind, 

b) Die durchgestrichen oder durchgerissen sind, 

c) Die keine oder mehrere Stimmabgabe(n) enthalten, 

d) Die mit Bemerkungen versehen sind, 

e) Die mit zusätzlichen Namen oder Wahlvorschlägen versehen sind, 

f) denen ein Vorbehalt gegen die Gewählten/die Gewählte beigefügt ist, 

g) denen der Wille des Wählers/der Wählerin nicht mit Bestimmtheit zu entnehmen 

ist.  

Ein Wahlumschlag, der keine Stimmzettel enthält, gilt als ungültige Stimme. 

 

(7) Über die Ergebnisfeststellung ist eine von den Mitgliedern des Wahlvorstandes zu unter-

zeichnende Niederschrift zu fertigen. Dabei sind die Zahlen der zurückgewiesenen, bean-

standeten oder nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe zu vermerken. 

(8) Die zurückgewiesenen Wahlbriefe sind wieder zu verschließen, mit dem Zurückweisungs-

grund zu versehen und gesondert gesammelt dem Wahlleiter/der Wahlleiterin zusammen 

mit der Niederschrift zu übergeben. Entsprechend ist mit den Wahlbriefumschlägen und 

Wahlscheinen der nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe zu verfah-

ren. Ungültige Stimmen sind als solche gekennzeichnet und gesondert gesammelt der 

Wahlniederschrift beizufügen. Alle übrigen Wahlscheine und Stimmzettel sind jeweils ge-

sammelt der Niederschrift beizufügen. Die Niederschrift und die verpackten und versie-

gelten Anlagen sind dem Wahlleiter/der Wahlleiterin zu übergeben. Alle anderen Wahl-

unterlagen und die leeren Briefwahlumschläge sind in der verschlossenen Wahlurne zu 

hinterlegen. 
 

§ 16 

Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses  

(1) Der Wahlleiter/Die Wahlleiterin prüft die Wahlniederschrift auf Vollständigkeit und Ord-

nungsmäßigkeit.  
(2) Der Wahlausschuss stellt fest: 

a) Die Zahl der Wahlberechtigten, 

b) Die Zahl der Wähler*innen, 

c) Die Zahl der gültigen und ungültigen Stimmen, 

d) Die Zahl der für jeden Wahlvorschlag abgegebenen Stimmen 

e) Die Zahl der gewählten Bewerber*innen. 
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Der Wahlausschuss ist berechtigt, rechnerische Berichtigungen in den Feststellungen der 
Wahlvorstände vorzunehmen. Im Übrigen ist er an deren Entscheidungen gebunden. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter/von der Wahlleiterin zu ziehende Los. 

 

(3) Der/Die Wahlleiter/in macht das Wahlergebnis unverzüglich öffentlich bekannt, benach-

richtigt die gewählten Personen und fordert sie schriftlich zur Annahme der Wahl auf. 

 

§ 17 

Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl 

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jede(r) Wahlberechtigte binnen eines Monats nach Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses Einspruch einlegen. Über den Einspruch entscheidet der Wahl-
ausschuss. Die Entscheidung ist endgültig. 
   

§ 18 

Anwendbarkeit kommunalwahlrechtlicher Vorschriften 

Sollte eine Regelung dieser Wahlordnung unwirksam sein oder eine Regelungslücke bestehen, 
erfolgt eine Auslegung analog des Kommunalwahlgesetztes NRW und der Kommunalwahlord-
nung NRW. 

 
§ 19 

Amtssprache 

Die Amtssprache ist Deutsch. 
 

§ 20 

Inkrafttreten 

Der Rat der Stadt Greven beschließt die Wahlordnung des Seniorenbeirates. Diese Wahlordnung 
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO wird hingewiesen. 
§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW lautet wie folgt: 
"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt." 

 
48268 Greven, 24.06.2021 
 
 
gez. 
Dietrich Aden 
Bürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG 

des Satzungsbeschlusses zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Nr. 11.12 
„Grotenkamp 15“ 

Der Rat der Stadt Greven hat in seiner Sitzung am 22.06.2021 auf der Grundlage der §§ 7 und 
41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der derzeit gültigen 
Fassung den o. a. Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit gül-
tigen Fassung als Satzung beschlossen. 

Gem. § 2 Abs. 3 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) wird hiermit bestätigt, dass der 
Wortlaut des Bebauungsplanes mit dem Ratsbeschluss vom 22.06.2021 übereinstimmt und dass 
in dem Verfahren vor der Bekanntmachung des Bebauungsplanes nach § 2 Abs. 1 und 2 Be-
kanntmVO verfahren worden ist. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Gem. § 2 Abs. 3 BekanntmVO wird die Bekanntmachung des Beschlusses des Bebauungsplanes 
hiermit angeordnet. Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung wird hiermit gemäß § 10 
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt der o. a. Bebau-
ungsplan in Kraft. 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ist aus dem beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 

Der Bebauungsplan kann während der Dienststunden bei der Stadtverwaltung Greven, Rathaus-
str. 6, 48268 Greven, Fachbereich Stadtentwicklung, von jedermann eingesehen werden. Über 
den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen jedermann Auskunft gegeben.  

Hinweise: 

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches (BauGB) und der 
Gemeindeordnung (GO NW) wird hingewiesen: 

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 

£(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB 

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbei-

führen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschÿdigungspflichtigen beantragt.¯ 

£(4) Ein Entschÿdigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-

jahrs, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 

Anspruchs herbeigefėhrt wird.¯ 

§ 215 Abs. 1 BauGB 
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„(1) Unbeachtlich werden 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2 a beachtlich sind.“ 

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW 

„(6) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzun-
gen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.¯ 

48268 Greven, den 24.06.2021  
 
 
 
gez. 
Dietrich Aden  
Bürgermeister 
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